
   
 
nach protesten 21.05.2008 
 
Verhaftungen nach Razzia bei Tierschützern 
Bei einer Razzia gegen radikale Tierschützer ist eine Person in Tirol verhaftet worden. Insgesamt soll es zehn 
Festnahmen geben. Die Tierschützer werden verdächtigt, in den letzten Jahren enorme Schäden verursacht zu haben - 
etwa bei der Modekette "Kleider Bauer". Proteste vor Filialen von Kleider Bauer 
Seit Herbst 2006 wird vor Kleider Bauer-Filialen in ganz Österreich gegen Tierquälerei und den Pelzhandel 
demonstriert.  
 
Diese Proteste organisiert unter anderem der Verein gegen Tierfabriken, VGT. Kleider Bauer sei eines der letzten 
Modehäuser, das mit Pelzprodukten handle, heißt es.  
"Freitags-Demos". 
Schäden an Kleider Bauer-Filialen 
Neben den als Freitags-Demos bekannt gewordenen Protestaktionen gegen Kleider Bauer haben radikale 
Tierschützer, die nicht zwangsläufig mit dem VGT in Verbindung zu bringen sind, immer wieder Schäden 
verursacht. So sind Auslagen teilweise eingeschlagen, Türen verklebt worden. Sogar Buttersäure-Anschläge soll es 
gegeben haben - unter anderem auf eine Grazer Filiale der Modekette.  
Schaden geht in Millionen. 
Proteste auch bei anderen Unternehmen 
Auch bei anderen Unternehmen soll es in den letzten Jahren ähnliche Vorfälle gegeben haben. Laut 
Staatsanwaltschaft in Wiener Neustadt in Niederösterreich seien auch bei Lebensmittelkonzernen und 
Pharmabetrieben schwere Sabotageakte verübt worden, die radikalen Tierschützern zu zuschreiben seien. Der 
Schaden gehe in die Millionen, heißt es. Behörden geben vorerst keine Details bekannt 
Da noch nicht klar ist, ob es weitere Verhaftungen geben werde, geben die zuständigen Behörden keine weiteren 
Details bekannt. Die Rede ist momentan lediglich von zahlreichen Festnahmen und Hausdurchsuchungen, unter 
anderem durch die Spezialeinheit WEGA, deren Auswertung noch mehrere Wochen in Anspruch nehmen werden. 
Erhebungen 
Erhoben worden sei in Bezug auf "kriminelle Organisation" und anderer strafbarer Handlungen. Die Beschuldigten 
seien "verdächtig, radikale Mitglieder einer militanten, unter verschiedenen Pseudonymen verdeckt auftretenden und 
international vernetzten Personengruppe zu sein." Friedliche Proteste in Innsbruck 
In Innsbruck seien die Proteste etwa vor der Kleider Bauer-Filiale in der Innsbrucker Museumsstraße durchwegs 
friedlich abgelaufen, meldet die zuständige Behörde. Trotzdem sei auch in Tirol ein Verdächtiger festgenommen 
worden.  
 
Den Betroffenen drohen bis zu fünf Jahre Haft. Weder die Firma Kleider Bauer, noch der Tierschutzverein VGT 
waren bislang zu einer Stellungnahme zu erreichen. 
 
http://tirol.orf.at/stories/279446/ 
 
 
 

 

 

 

 



Razzia gegen radikale Tierschützer 
21.05.2008 | 16:19 |   (DiePresse.com) 

Brandstiftung, Gasanschläge, Sabotage: Die Polizei hat zehn mutmaßliche radikale Tierschützer 
festgenommen. Ihnen wird die Bildung einer kriminellen Organisation vorgeworfen. 

Die Polizei hat am Mittwoch österreichweit zehn mutmaßliche radikale Tierschützer festgenommen. Seit Jahren 
ermittelt man nach "zahlreichen Brandstiftungen, Gasanschläge und anderen schweren Sabotageakte auf 
Lebensmittelkonzerne, Bekleidungshandelsketten, pharmazeutische Unternehmen, Produzenten landwirtschaftlicher 
Produkte und jagdliche Einrichtungen", teilte die Staatsanwaltschaft Wiener Neustadt mit. 

Nähere Details wollte man nicht bekanntgeben, weil die Ermittlungen noch laufen. Es seien "bundesweit zahlreiche 
bewilligte Festnahmen und Durchsuchungen vorgenommen" worden, "deren Auswertung zumindest mehrere 
Wochen in Anspruch nehmen wird". Wie ORF Tirol berichtet, sollen die Festgenommenen bei Demonstrationen 
gegen den Verkauf von Pelzen einzelne Kleider Bauer-Filialen beschädigt haben.   

Die Erhebungen seien nach Paragraf 278a StGB (Kriminelle Organisation) und anderer strafbarer Handlungen 
geführt worden, so die Staatsanwaltschaft. Die Beschuldigten seien "verdächtig, radikale Mitglieder einer militanten, 
unter mehreren Pseudonymen verdeckt auftretenden und international vernetzten Personengruppe zu sein", die 
während der vergangenen Jahre zahlreiche der angeführten Taten begangen und dabei "große Schäden verursacht" 
haben soll. 

(APA/Red.)  

 

http://diepresse.com/home/panorama/oesterreich/385260/index.do 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



Tierschutz 

Operation Pelztier 

Von Nina Horaczek | © ZEIT online  28.5.2008 - 03:50 Uhr  

In Österreich verhaftete die Polizei zahlreiche Tierschützer. Auch zwei Deutsche werden der Mitgliedschaft in einer 
"kriminellen Organisation" verdächtigt 

 

Für den Tierschutz auf die Straße: Kundgebung des österreichischen VGT 

© VGT 

Es war eine Polizeiaktion, wie es sie in Österreich nur selten gibt: Vergangenen Mittwoch durchsuchten Beamte in 
den frühen Morgenstunden 23 Wohnungen in ganz Österreich, holten die schlafenden Bewohner zum Teil mit 
gezogener Waffe aus ihren Betten, durchkämmten Büros und transportierten hunderte Kisten Beweismaterial in 
Lieferwägen ab. Eine Tierschützerin wirft der Polizei sogar vor, sie habe sich nackt auf den Boden legen müssen, die 
Beamten hätten sie mit einer Waffe bedroht, während andere Polizisten diese Szene fotografierten. 

Zehn Verdächtige sitzen seitdem in Untersuchungshaft. Der Vorwurf der Staatsanwaltschaft: Sie hätten sich an einer 
"zumindest seit 1997 bestehenden, auf längere Zeit angelegten unternehmensähnlichen Verbindung als Mitglied 
beteiligt", auf deren Konto "schwerwiegende strafbare Handlungen, die die Freiheit und das Vermögen bedrohen" 
gingen. Darunter seien "schwere Sachbeschädigungen, Brandstiftungen und schwere Nötigungen", mit denen die 
Gruppierung insgesamt erheblichen Einfluss auf die Wirtschaft angestrebt habe. 

Vorangegangen war dem Zugriff der Polizei jahrelange Polizeiarbeit der Sonderkommission Pelztiere. Personen 
wurden observiert, Telefone abgehört und der Mailverkehr mitgelesen. Der Obmann des Vereins gegen Tierfabriken 
(VGT), mit 18.000 Mitgliedern der drittgrößte Tierschutzverein des Landes, sitzt ebenso in Haft wie Mitarbeiter des 
Wiener Tierschutzvereins sowie Mitglieder weniger bekannter Vereine wie der Basisgruppe Tierrechte oder der 
Veganen Gesellschaft Österreich. 

Hinter Gitter sitzen aber auch die Betreiber der deutschen Homepage tierbefreier.ev, eine Seite militanter 
Tierrechtsaktivisten, die sich als Sprachrohr der autonomen Tierrechtsszene versteht und regelmäßig 
Bekennerschreiben von Anschlägen auf Pelzgeschäfte, Lebensmittelkonzerne, Schlachthöfe oder Jagdeinrichtungen 
verfasst. 

Die Staatsanwaltschaft wirft dieser aus ihrer Sicht "kriminellen Organisation" insgesamt 31 Straftaten vor. Welche 
genau, möchte der Sprecher der Staatsanwaltschaft Wiener Neustadt, bei der das Verfahren anhängt, nicht sagen. Das 
Verfahren werde nicht öffentlich geführt, heißt es in einem kurzen Statement. 

In den Haussuchungsbefehlen jedenfalls werden vier Straftaten aufgelistet, die in den vergangenen Jahren in 
Österreich begangen wurden: ein Buttersäureanschlag auf eine Filiale der Firma Kleider Bauer, einem 
österreichischen Textilkonzern, der Pelz in seinem Sortiment führt; das Verkleben des Türschlosses bei einem 



weiteren Bekleidungsgeschäft sowie ein Buttersäureanschlag auf das Auto der Pressesprecherin der Firma Kleider 
Bauer. Außerdem soll sie im Februar 2008 beim Verlassen der Unternehmenszentrale von militanten Tierschützern 
"attackiert und gefährlich bedroht" worden sein. 

 
 teil 2 

Kleider Bauer war in den vergangenen zwei Jahren Hauptfeind österreichischer Tierschützer: Eine international 
angelegte "Offensive gegen die Pelzindustrie", die auch der VGT unterstützt, protestiert seit Jahren gegen die 
Verarbeitung und den Vertrieb von Pelzen in der Textilbranche. Mittels regelmäßiger Kundgebungen, zum Teil 
europaweit, soll Druck ausgeübt werden, Nerze und Co. aus den Regalen zu verbannen. Bisher war die "Offensive" 
ziemlich erfolgreich: C&A, der Quelle-Versand, Peek & Cloppenburg, Schöps und viele andere Textilketten 
verzichten seitdem auf Pelz im Sortiment. Seit 2006 versuchen Tierschützer, auch Kleider Bauer zu einem Umdenken 
zu bewegen - bisher erfolglos. 

Neben den legalen, angemeldeten Kundgebungen vor den Filialen des Unternehmens in ganz Österreich gab es in den 
vergangenen Jahren auch zahlreiche illegale Aktionen gegen die Textilkette. So schreiben militante Tierschützern in 
anonymen Bekennerschreiben von Buttersäure-Anschlägen, eingeschlagenen Schaufensterscheiben und 
Schmierereien bei Kleider-Bauer-Filialen und davon, dass den beiden Chefs sowie deren Pressesprecherin die Autos 
demoliert worden waren. 

Veröffentlicht wurden diese Schreiben auch auf der deutschen Tierbefreier-Homepage, weshalb die Betreiber, 
allesamt deutsche Staatsbürger, ins Visier der österreichischen Ermittler gerieten. "Meinem Mandanten wird 
vorgeworfen, Mitglied einer kriminellen Organisation zu sein", sagt Herbert Pochieser, Anwalt von einem der 
deutschen Tierschützer. Dies sei aus zweierlei Gründen rechtswidrig, meint der Anwalt: Zum einen sei nicht geklärt, 
ob die österreichische Justiz überhaupt die Befugnis habe, gegen die Betreiber einer deutschen Webseite vorzugehen 
- auch wenn diese momentan ihren Wohnsitz in Österreich haben. Und zum anderen sei das in der 
Menschenrechtskonvention verbriefte Recht auf Meinungsfreiheit verletzt, wenn die bloße Information über 
Anschläge militanter Tierschützer kriminalisiert werde. "Aus diesem Grund bin ich in Gedanken auch schon beim 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte", sagt der Anwalt. 

 Pochieser kritisiert auch, dass die Verhaftungen aus seiner Sicht nach dem Zufallsprinzip durchgeführt wurden: "Der 
Präsident des deutschen Vereins Tierbefreier wurde nicht verhaftet, obwohl er ebenfalls in Österreich lebt, sein 
Stellvertreter hingegen sitzt in Untersuchungshaft." Welche konkreten Taten ihre Mandanten vorgeworfen werden, 
wissen deren Anwälte auch mehr als eine Woche nach den Verhaftungen nicht. Bislang wurde den Rechtsvertretern 
die Durchsicht der gesamten Unterlagen untersagt. Er habe lediglich "unwesentliche Teile der Akte" einsehen dürfen, 
kritisiert etwa Stefan Traxler, Anwalt der Mitglieder des VGT. Der Sprecher der Staatsanwaltschaft Wiener Neustadt 
sagt dazu: "Die Akteneinsicht der Anwälte ist eingeschränkt, weil der Ermittlungszweck sonst gefährdet werden 
könnte." 

Die österreichischen Grünen sprechen bereits von "staatlicher Repression gegen Tierschützer" und fordern von 
Innenminister Günther Platter (ÖVP) und Justizministerin Maria Berger (SPÖ) eine Klarstellung. "Offensichtlich 
konstruieren hier die Behörden eine großangelegte mafiöse Struktur", sagt die grüne Tierschutzsprecherin Brigid 
Weinzinger. Die Staatsanwaltschaft hingegen sieht durch die bei Haussuchungen beschlagnahmten Gegenstände 
ihren Verdacht bestätigt - nur was genau gefunden wurde, wird nicht verraten. 

Mittlerweile regt sich Protest gegen das Vorgehen der Behörden, und das nicht nur in Österreich. In München, Berlin, 
Hamburg, Stockholm und anderen europäischen Städten fanden bereits Protestkundgebungen statt. Auch die 
österreichische Literatur-Nobelpreisträgerin Elfriede Jelinek veröffentlichte eine Grußbotschaft an die Tierschützer. 
"Solche martialischen bewaffneten Einsätze sind ein Schlag gegen alle Arten von Bürgerrechtsbewegungen und 
müssen scharf zurückgewiesen werden", schreibt Jelinek. Die Staatsanwaltschaft lässt hingegen lediglich verlauten: 
Zu gegebener Zeit werde konkretere Informationen geben.  
 
(Die Autorin ist Redakteurin der Wiener Stadtzeitung Falter                           
http://www.zeit.de/online/2008/22/tierschutz-pelze-wien?page=1  
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Justiz: „Verhaftung von Tierschützern ist 
Amtsmissbrauch“ 
30.05.2008 | 18:12 |   (Die Presse) 

Die Grünen attackieren Exekutive und Justiz. Sicherheitssprecher Peter Pilz kritisiert das „unverhältnismäßig 
harte“ Vorgehen der Behörden gegen die Verdächtigen. 

Wien (gr). Mindestens 600.000 Euro Schaden sollen jene zehn mutmaßlich radikalen Tierschützer zu verantworten 
haben, die vergangenen Mittwoch in ganz Österreich festgenommen wurden. 14 Sachbeschädigungen durch Brand- 
und Buttersäureanschläge gegen Bekleidungsgeschäfte und Tierfarmen wirft ihnen die Staatsanwaltschaft Wiener 
Neustadt vor. 

Unterdessen haben die Grünen am Freitag ihre Kritik am Vorgehen der Behörden verschärft: Sicherheitssprecher 
Peter Pilz kritisiert das „unverhältnismäßig harte“ Vorgehen der Behörden gegen die Verdächtigen. Die eingesetzten 
Spezialeinheiten sollen bei den Festnahmen und Hausdurchsuchungen brutal vorgegangen sein und Rechte der 
Beschuldigten missachtet haben. Darüber hinaus sei die Aktion nur auf Basis dürftiger Beweise, insbesondere wegen 
theoretischer Diskussionen in Internet-Foren erfolgt; es handle sich um „Amtsmissbrauch“ durch die Behörden, um 
unbequeme Gruppen zu kriminalisieren. 

In dieselbe Kerbe schlägt die Chefin der niederösterreichischen Grünen, Madeleine Petrovic: Die Justiz habe einen an 
Tierschutzaktionen unbeteiligten Grün-Gemeinderat aus Gumpoldskirchen als Beschuldigten geführt, um in den 
Justizsprengel Wiener Neustadt zu gelangen, wo Hausdurchsuchungen und Untersuchungshaft leichter genehmigt 
würde. 

Beweise werden ausgewertet 

Vorwürfe, die die Staatsanwaltschaft Wiener Neustadt zurückweist: Die Aktion stehe auf dem Boden der 
Strafprozessordnung, alle Zwangsmaßnahmen seien richterlich genehmigt und Hausdurchsuchungen durch Fotos und 
Videos dokumentiert worden. 

Derzeit lautet der Vorwurf gegen die Aktivisten auf „Kriminelle Organisation“ wegen der Verabredung zu den Taten. 
Die endgültige Anklage könnte auf schwere Sachbeschädigung lauten, abhängig davon, was die Untersuchung der bei 
23 Hausdurchsuchungen beschlagnahmten Computer und Unterlagen ergibt. „Wie lange diese Ermittlungen dauern, 
können wir derzeit nicht seriös sagen“, erklärt Erich Habitzl, Sprecher der Staatsanwaltschaft Wiener Neustadt 
gegenüber der „Presse“. 

("Die Presse", Print-Ausgabe, 31.05.2008)  
http://diepresse.com/home/panorama/oesterreich/387309/index.do?from=suche.intern.portal 

 

 

 

 

 



Antiterror-Aktion: Tierschützer proben den Aufstand ! 
 
Politik ortet Missbrauch des Anti-Mafia-Gesetzes 
 

 
© Graf 
Im Einsatz gegen Tierschützer: Spezialisten der Wega 
 
Nach der generalstabsmäßig geplanten, bundesweiten Razzia gegen mutmaßliche radikale Tierschützer 
kommt’s EU-weit zu Protesten. Nicht nur in Österreich wird die Freilassung der zehn Inhaftierten gefordert, 
sondern auch in Deutschland. Immerhin, so der Vorwurf, wären die Tierfreunde wie Terroristen behandelt 
worden. 
 
Im Morgengrauen des 21. Mai schlug die Polizei zu. Selbst die Spezialeinheit Wega, die sonst nur gegen besonders 
gefährliche Kriminelle zum Einsatz kommt, stürmte Wohnungen, verhaftete Aktivisten. Diesen wird die Bildung 
einer kriminellen Organisation vorgeworfen – wegen zahlreicher gemeinsamer Aktion (Brand-, Farb- und 
Säureanschläge) etwa gegen Modeketten und große Pharma-Unternehmen im Laufe der vergangenen Jahre. In 
Österreich scheine akuter Terroristenmangel zu bestehen, wird in Deutschland gemutmaßt. Deshalb müssten offenbar 
andere Gruppen herhalten. 
 
„Ich bin kein Freund fanatischer Tierschützer“, gibt sich der Grüne Peter Pilz eher zurückhaltend, stellt jedoch fest: 
„Die Verfassung und der Rechtsstaat sind auch für sie da!“ Pilz findet es zudem bedenklich, dass ein Gesetz, das den 
Behörden eigentlich den Kampf gegen Mafia und Terror-Organisationen erleichtern soll, hier auf „lose vernetzte 
politische Gruppen“ angewendet wird. Auch europaweit formiert sich der Protest gegen das Vorgehen der 
österreichischen Behörden. 
 
Liebe Leser, wie sehen Sie dieses extrem harte Vorgehen gegen Tierschützer? Ist es überzogen, werden hier Gesetze 
missbraucht? E-Mail an: leser@heute.at: 

 

 
quelle: 
www.heute.at/news/wien/137712.php 
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Tierschützer: Entscheidung über U-Haft-Verlängerung 
am Freitag 
04.06.2008 | 14:12 |   (DiePresse.com) 

Den vor zwei Wochen verhafteten Tierschutz-Aktivisten wird offenbar vorgeworfen, eine "kriminelle 
Organisation" gebildet zu haben. Konkreter Delikte wurden sie bisher nicht beschuldigt. 

Am Freitag soll eine Entscheidung fallen, ob die U-Haft der zehn am 21. Mai verhafteten Tierschützer verlängert 
wird. Die Betroffenen sehen sich indes weiter als Opfer von Polizeiwillkür. "Der einzige Verdachtsmoment, der 
gegen mich ins Treffen geführt wird, ist meine Gesinnung", heißt es in einem Statement von dem Obmann der 
Vereins gegen Tierfabriken (VGT), Martin Balluch, das am Mittwoch bei einer Pressekonferenz in Wien verlesen 
wurde. Balluch befindet sich weiterhin im Hungerstreik.  
 
Der Anwalt eines Teiles der Festgenommenen kritisierte, dass er weiterhin keinen Zugang zu den kompletten Akten 
erhalten hat. "Ich würde meine Mandanten gerne verteidigen, aber ich weiß nicht, was ihnen genau vorgeworfen 
wird", so Eberhart Theuer. Weiterhin würde vor allem der Vorwurf erhoben werden, dass die Tierschützer eine 
"kriminelle Organisation" gebildet hätten. Einzelner Delikte wurden die Personen bisher nicht beschuldigt.  
Vorwurf: "Bildung einer kriminellen Organisation" 

Dass seine Mandanten eine "kriminelle Organisation" gebildet haben, wies der Jurist erneut zurück. "Damit wurden 
dann die Hausdurchsuchungen und Festnahmen gerechtfertigt", sagte Theuer.  

Zwar würden sich die Festgenommenen kennen, aber untereinander nicht einmal eng zusammen arbeiten - nicht 
zuletzt deshalb, da die Betroffenen Organisationen angehören würden, die einander nicht unbedingt positiv gegenüber 
stehen.  

Der Verband Österreichischer Tierschutzorganisationen erklärte sich mit den Inhaftierten solidarisch. "Der Verdacht 
liegt nahe, dass der Versuch unternommen wird, eine ganze Bewegung zu kriminalisieren (...) Getroffen hat es 
wenige, gemeint sind wir alle", so Verbands-Vizepräsident Alexander Willer.  
 
Die Grünen unterstützten die Tierschützer in einer Aussendung. "Es ist unfassbar, dass in Österreich Menschen seit 
zwei Wochen in Untersuchungshaft sitzen und noch immer keiner konkreten Tat beschuldigt wurden", kritisiert die 
Tierschutzsprecherin der Grünen, Brigid Weinzinger. Sie forderte, dass die Beschuldigten umgehend aus der U-Haft 
entlassen werden. 

(APA)  

http://diepresse.com/home/panorama/oesterreich/388254/index.do#kommentar0 

 

 

 

 

 

 



KOMMENTARE 

Menschenrechtsverletzung gegen Tierschützer 
 
Wien (4.6.08): In Österreich greift die Willkür der Exekutive um sich und die Justiz schaut weg. Guter Rat 
an alle Menschenrechts- und Tierschutzaktivisten: Verlassen Sie Österreich, solange es noch geht. Major 
Kovacs, bitte melden! 
 
Wie auf Glocalist Daily News berichtet, steht Österreichs Exekutive und Justiz - und auch bald Politik, wenn diese 
nicht ehest baldigst energisch reagiert - vor einem fast einmaligen Scherbenhaufen an Rechtsbeugung und 
Menschenrechtsverletzungen im großen Stile., sollte sich die Darstellung von VGT bewahrheiten.  
  
Und daran ist die Politik gewiss nicht unschuldig, denn die bleierne Decke der großen Koalition in Österreich 
macht nun alles möglich.  
  
Rechtsgrundsätze werden ausgehebelt und die fundamentalsten Rechte nicht beachtet. Bei dieser Willkür bleibt 
man sprachlos und man muss sich fragen, was denn da jetzt der Menschenrechtsbeauftragte der Polizei macht - 
Major Kovacs -, der einst mit großem Getöse eingesetzt worden ist.  
  
Alle bisher eingesetzten Maßnahmen und Sensibilisierungskurse waren für die berühmten Würschte. Man agiert 
nach dem Motto, man ist so lange schuldig, bis das Gegenteil erwiesen ist. Für die weitere "Beweisaufnahme" 
muss man das Schlimmste befürchten und "Fälschung" ist nicht mehr denkunmöglich.  
  
Justizministerin Berger muss nun rasch eingreifen und Platter als verantwortlicher Innenminister strengste 
Disziplinarmaßnahmen durchführen. Doch was wird sein: Eine parlamentarische Untersuchungskommission, in der 
das Parlament von einer höhend lachenden Beamtenschaft vorgeführt werden wird, eine hilflos tobende Opposition 
und nach zwei Jahren ein abgepackelter Abschlussbericht, damit wieder Ruhe in das katholische Land Österreich 
einkehrt.  
  
Was bleibt? Verlassen sie Österreich, so lange sie noch können, denn Einforderung von Menschen- und 
Tierrechten kann ihre Gesundheit gefährden.  
 
 
http://www.glocalist.com/index.php?id=20&tx_ttnews[tt_news]=3505&tx_ttnews[cat]=7&cHash= 
16de092257 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



POLITIK 
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Schwere 
Menschenrechtsverletzung in 
Österreich 
 
Wien (4.6.08): Stellen Sie sich vor: 6 Uhr in der Früh, erst knallt es an 
der Tür und kurz darauf schauen Sie den Lauf einer Pistole eines 
vermummten Mannes, der Sie anbrüllt. Ein Überfall? Von wegen – die 
Wega ist da. Verhaftet wurden 10 Tierschützer inklusive 
Hausdurchsuchung und Menschrechtsverletzung. So geschehen vor 14 
Tagen, bis heute gibt es keine Anklagepunkte, so der VGT und ihr 
Anwalt in einer heutigen Pressekonferenz. 

 
Seit April des letzten Jahres stehen zahlreiche Tierschutzaktivisten unter der Beobachtung der Staatsanwaltschaft. 
E-Mails und Telefone werden abgehört. Verdachtsmomente konnten keine daraus gezogen werden.  
  
Nun hat man sich einer anderen Vorgehensweise bedient und dafür den § 278a des StGB herangezogen, darunter 
fällt unter dem Titel „Kriminelle Organisation“: "Wer eine auf längere Zeit angelegte unternehmensähnliche 
Verbindung einer größeren Zahl von Personen gründet oder sich an einer solchen Verbindung als Mitglied 
beteiligt." Gelten soll dieser Paragraph ab einer kriminellen Organisation von 10 Personen aufwärts. Und genau 10 
Personen wurden auch verhaftet, doch dazu später.  
  
Zur Vorgeschichte und die Ereignisse  
  
21. Mai 2008, schlag 6 Uhr früh. Es kam es zu insgesamt 24 Hausdurchsuchungen und einer noch größeren Zahl 
von Einvernahmen. Insgesamt sind Personen von 7 Tierschutzvereinen betroffen. Türen wurden eingetreten, 
Menschen aus dem Schlaf gerissen, Personen in Unterhosen stundenlang am Gang gestellt. Erklärungen wurden 
keine abgegeben, auch nicht wonach gesucht wird. Die Option gesuchtes Material freiwillig herauszugeben, 
bestand nicht.  
  
Die meisten der durchsuchten Personen bekamen nicht die Möglichkeit eine Person ihres Vertrauens anzurufen 
oder eine Rechtsperson zu kontaktieren. Die Handys wurden als erstes beschlagnahmt, um zu verhindern, dass 
noch Anrufe getätigt werden. So der Bericht von der Tierschutzorganisation VGT (Verein Gegen Tierfabriken).  
  
Neben den Fastnahmen werden neben dem VGT auch drei weitere Organisationen aus dem Tierschutzbereich 
durchsucht und sämtliches Material, von Computer bis Folder, eingezogen und damit die Organisationen 
handlungsunfähig gesetzt. 10 Personen, denen bis dato (!) keine konkreten Anschuldigungen vorgeworfen werden 
konnten, wurden festgenommen.  
  
Interessant in diesem Zusammenhang ist die Tatsache, dass aus den Akten, die dem Anwalt Mag. Traxler 
vorliegen, nicht einmal alle Personen miteinander in Kontakt gebracht werden konnten, was den § 278a fragwürdig 
erscheinen lässt.  
  
Die Begründung der gesamten Aktion beruht dabei auf einem Gedächtnisprotokoll einer Polizistin, die sich an 
Aussagen eines Zeugen, die er im Jänner getätigt hat, erinnern will. Das Gedächtnisprotokoll stammt aus März. Im 
selben Akt ist auch der Widerspruch (Einspruch) des Zeugen zu diesem Protokoll zu lesen.  
  
Nach Aussagen des Staatsanwaltes werden die 10 Personen und nicht die Organisationen beschuldigt. Warum dann 
sogar Folder und Fotos beschlagnahmt worden sind, die den Organisationen gehören, kann nicht erklärt werden.  
  
Verstoß gegen die Menschenrechte  
  



Gerichte und Strafverfolgungsbehörden sind verpflichtet, die in der Menschenrechtskonvention völker- und 
verfassungsrechtlich verankerten Rechte zu achten. Im Fall der beschuldigten Tierschützer scheint dies nicht der 
Fall zu sein.  
  
A) Verhältnismäßigkeit (MRK § 5 StPO): Von jenen zielführenden Mitteln ist jenes einzusetzen, das in die 
Grundrechte am wenigsten eingreift.  
Konform wäre es beispielsweise: Klopfen führt zum Türöffnen, Hausdurchsuchungen gehen auch ohne Gewalt und 
Demütigungen.  
  
B) Hinreichender Tatverdacht (Art 5 MRK §§ 170 und 173 StPO): Das bedeutet mehr als bloße Vermutung. Aus 
konkreten Fakten muss sich die Wahrscheinlichkeit der Täterschaft ergeben. Doch für die Existenz einer 
kriminellen Organisation fehlen die Tatsachenbelege, s.o. Es liegt somit nicht einmal ein einfacher Tatverdacht 
vor, diesen setzt jedoch die Untersuchungshaft voraus.  
  
C) Artikel 5, Abs 4 der MRK: Jede Person, die festgenommen oder der die Freiheit entzogen ist, hat das Recht zu 
beantragen, dass ein Gericht innerhalb kurzer Frist über die Rechtmäßigkeit der Freiheitsentziehung entscheidet 
und ihre Entlassung anordnet, wenn die Freiheitsentziehung nicht rechtmäßig ist  
  
Der nächste Zeitpunkt dies festzustellen ist diesen Freitag, den 6. Juni. Die dafür zuständige Richterin ist jedoch 
seit Montag krank. Da der Termin jedoch gesetzlich vorgegeben ist, wird ihre Vertretung damit beauftragt. Diese 
Richterin will jedoch erst am Donnerstag Nachmittag entscheiden, denn ev. kommt die Kollegin bis dahin aus dem 
Krankenstand zurück.  
  
Jedoch hat der Akt bis dato rund 4.000 Seiten. Ob man die in einer Nacht lesen kann, ist fraglich. Die bis dato 
ungerechtfertigte Untersuchungshaft könnte also andauern, befürchtet ihr Anwalt  
  
D) Unschuldsvermutung (Art 6 MRK, § 8 StPO): Zuerst muss ein Tatverdacht gegeben sein, dann erst dürfen 
Hausdurchsuchungen und Festnahmen erfolgen. Derzeit wird aber erst nach Beweisen gesucht. Auch der 
angebliche Kronzeuge wurde erst NACH der Festnahme dringlich um die Bestätigung des Protokolls gebeten.  
  
Fragwürdige Entscheidungen und Praktiken: Firerwall als kriminelle Handlung?  
  
Einer der verhafteten Personen wird vorgeworfen anderen Tierschützern „Tipps zur Vermeidung von 
Sicherheitslücken beim Computer“ gegeben zu haben. Alleine darauf wurde der Verdacht auf Mitgliedschaft bei 
der angeblichen Organisation gestützt. Jede Firewall wird somit zum Kriminalfall. Wenn Schutz vor Einbruch 
kriminell wird, dürfte man auch seine Wohnung nicht mehr zusperren, so der Anwalt der VGT.  
  
Bei der Verhaftung selbst wurde nicht zimperlich vorgegangen: Ohne Zustimmung wurden gewaltsam DNA 
Proben genommen, ohne die Anwälte zu informieren wurden die Inhaftierten verlegt, einigen Inhaftierten wurde 
der Zugang zur Dusche verwehrt, ausgeschlossener Kleiderwechsel inklusive und Nichtraucher mit Kettenraucher 
zusammengelegt.  
  
Die Staatsanwaltschaft gibt selbst an, dass bereits seit Jahren Ermittlungen der Polizei gegen die Tierschützer 
stattgefunden haben. Von Lauschangriff bis Standortüberwachen, doch nichts wurde gefunden. Die Folge ist der 
Großangriff, frei nach dem Motto: Du bist solange schuldig, wie Du das Gegenteil beweisen kannst.  
  
Balluch im Hungerstreik  
  
Seit 13 Tagen ist DDr. Martin Balluch, Obmann des Vereines VGT, im Hungerstreik. Sein Bruder berichtete heute 
von seinem mittlerweile sehr schlechten Zustand. Er könne nur mehr kurze Strecken gehen und habe inzwischen 
Konzentrationsprobleme und starke Schmerzen. 18 kg hat er bis heute bereits verloren und liegt auf der 
Krankenstation. Ab Freitag wird er zwangsernährt. Dringlichstes Ziel der Anwälte ist es daher, die Tierschützer 
frei zu bekommen, sieben der Inhaftierten sind bis dato im Hungerstreik.  
  
Martin Balluch in einer übermittelten Stellungnahme: „Vor 12 Tagen wurde ich in der Nacht bei mir zu Hause von 
einer Gruppe maskierter, bewaffneter Männer überfallen und beraubt. Bis heute will der Albtraum nicht enden, ich 



sitze immer noch in einer winzigen Zelle, starre tagaus tagein an dieselbe öde Wand und kann keinen Schritt 
eigenständig setzen, weder Zeitung lesen noch meine Freunde und Familie begrüßen (…)  
  
Gegen das Vorgehen der Behörden wurden mittlerweile Anzeige wegen Amtsmissbrauch eingebracht, jedoch, so 
Mag. Traxler: „Das primäre Ziel ist es, die Inhaftierten frei zu bekommen, dann alles andere.“ Der Anzeige werden 
Maßnahmenbeschwerden wegen Unverhältnismäßigkeit und wegen zahlreicher Menschenrechtsverletzungen im 
Rahmen der Hausdurchsuchungen folgen.  
  
Appelle  
  
Offener Brief an Justizministerin Dr. Berger - In einem offnen Brief an Justizministerin Berger wurde um 
Untersuchung des Falles gebeten.  
  
Online Petition – der VGT hat auf seiner Homepage unter „Hilfe zählt jetzt“ die Möglichkeit zur Onlinepetition 
eingerichtet. Dort kann man ein Anfrage an Bundeskanzler Dr. Alfred Gusenbauer, Bundespräsident Dr. Heinz 
Fischer, Innenminister Günther Platter oder Justizministerin Dr. Maria Berger richten.  
  
Web >> www.vgt.at  
Web >> www.pro-tier.at/freiheit auch hier kann eine Petition an BM Dr. Berger gesendet werden.  
  
Kommentar auf Glocalist Daily News 
>>http://www.glocalist.com/index.php?id=20&tx_ttnews[tt_news]=3504&tx_ttnews[cat] 
=4&cHash=e3607c4a9e 
 
SP-Justizsprecher: Tierschützer-Haft wird rechtsstaatliches Problem Weiteres Indiz gegen Tierschützer offenbar 
gegenstandslos  



SPÖ-Justizsprecher Hannes Jarolim zeigte sich heute, Dienstag, besorgt 
darüber, dass im Verfahren gegen die nach wie vor inhaftierten 
Tierschutzaktivisten offenbar unrichtige Vorwürfe als Grundlage der 
Verlängerung der U-Haft herangezogen worden                                                
sind... 
 
Konkret gehe es um einen Bericht der "Glocalist Daily News" vom 30.J uni 2008, 
wonach eine den Inhaftierten zur Last gelegte angebliche Brandstiftung in einer 

Jagdhütte nicht auf Brandstiftung, sondern auf die unsachgemäße Handhabung und mangelhafte Isolierung eines 
überhitzten Ofens zurückzuführen ist. Die Version von der Brandstiftung sei demnach zuerst die Rechtfertigung des 
diensthabenden Personals gewesen, um nicht persönlich für den Brand verantwortlich gemacht zu werden. Zugleich 
ist dem Bericht zu entnehmen, dass der Tatzeitpunkt nicht jenem des Brandes entspricht, was den Verdacht nahelegt, 
man habe durch die Verlängerung des möglichen Tatzeitpunktes einen Konnex zu einem der inhaftierten Tierschützer 
herstellen wollen. 
 
"Ich sehe keinen Grund, die U-Haft weiterhin aufrecht zu halten, und finde es höchst bedenklich, wenn offenbar 
haltlose Vorwürfe zu deren Rechtfertigung herangezogen werden müssen. Ich sehe hier gravierende Einschnitte in 
das Prinzip der Verhältnismäßigkeit und einen nicht zu rechtfertigenden Eingriff in die Unschuldsvermutung. Ein 
faires Verfahren ist mit Sicherheit auch ohne weitere U-Haft möglich. Außerdem scheint es mir angesichts des 
Umstandes, dass einer der Inhaftierten bereits seit über vierzig Tagen im Hungerstreik ist, undenkbar, den Haftgrund 
der Tatbegehungs- und Verdunkelungsgefahr anzunehmen. Unter den gegebenen Bedingungen scheint mir die Gefahr 
zu bestehen, dass das Ansehen unseres Rechtsstaates schaden zu nehmen droht, wenn die Justiz nicht rasch die 
rechtsstaatlich gebotenen Schritte setzt", schloss Jarolim. 
 
 

http://www.wien-heute.at/p-32579.php 
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Tierschützer in Haft: Beweise mangeln, Verdacht 
bleibt 
02.07.2008 | 14:09 |   (DiePresse.com) 

Bei einem Delikt sieht der Oberstaatsanwalt keinen dringenden Tatverdacht, nur Hinweise. Der Vorwurf der 
kriminellen Organisation bleibt aber aufrecht. Bis Freitag wird über die Haftbeschwerde entschieden. 

Ob die zehn inhaftierten Tierschützer bald wieder auf freiem Fuß sein werden, entscheidet sich am Freitag. Davor 
gab es zwischen dem Grünen Sicherheitssprecher Peter Pilz und der Oberstaatsanwaltschaft (OStA) eine Diskussion, 
ob der Verdacht gegen die Aktivisten aufrecht erhalten werden kann. "Alle wesentlichen Vorwürfe haben sich mit 
Brief und Siegel der Oberstaatsanwaltschaft in Luft aufgelöst", meinte Pilz vor Journalisten. Stimmt nicht, sagt 
Werner Pleischl, Leiter der OStA: "Nach unserem Dafürhalten reicht die Beweislage für diese Annahme (der 
kriminellen Organisation, Anm.) aus." Die OStA tritt daher für die Fortsetzung der U-Haft ein. 

Unter Federführung der Staatsanwaltschaft Wiener Neustadt hatten nach langwierigen Ermittlungen der 
Sonderkommission (Soko) Tierschützer für die Aktivisten die Handschellen geklickt. Von 2000 bis April 2008 sollen 
sie Brand- und Buttersäureanschläge und sonstige Sachbeschädigungen durchgeführt haben, die sich vornehmlich 
gegen Textil-Handelsketten richteten. Der von den Ermittlern bezifferte Schaden: Mehr als 600.000 Euro. 

Dringender Tatverdacht fehlt bei einem Fall 

Neun der zehn Aktivisten haben gegen ihre Anhaltung Haftbeschwerde eingelegt, da sie sich als völlig schuldlos 
erachten. Bis Freitag trifft das Oberlandesgericht eine Entscheidung über den Antrag. Die Oberstaatsanwaltschaft 
(OStA) Wien schließt sich der Darstellung der Staatsanwaltschaft an, hat aber bei der Prüfung des Akts festgestellt, 
dass es in einer den Tierschützern zugeschriebenen Aktion am behaupteten dringenden Tatverdacht mangelt. 

Die Rede ist vom Vorwurf, ein Tierschützer habe eine Jagdhütte angezündet. Die Hütte kann einem Gutachten 
zufolge aber auch niedergebrannt sein, weil ein Jäger zuvor einen Ofen darin angezündet hatte. Ein Tierschützer war 
als möglicher Täter in Verdacht geraten, weil er kurz nach dem Feuer beim Vorbeischieben seines Fahrrades an der 
Brandstelle beobachtet wurde und überdies eine lokale Wanderkarte dabei hatte.  

Für Pleischl von der OStA kein überzeugendes Argument: "Aus dem Umstand, dass ein Tierschützer ein Fahrrad an 
einer abgebrannten Jagdhütte vorbei schiebt, kann nicht geschlossen werden, dass er damit zwangsläufig etwas zu tun 
hatte." 

Hausdurchsuchungen teils "unzulässig"  

Schließlich hält die OStA in einer weiteren Stellungnahme fest, dass bei Hausdurchsuchungen, die der Sicherstellung 
von Beweismaterial dienen sollten, in einem Fall die Rechte eines Betroffenen verletzt wurden. Es habe ein für eine 
Hausdurchsuchung erforderlicher "Anfangsverdacht eines strafbaren Verhaltens, der auf einer entsprechenden 
Sachverhaltsgrundlage fußen würde", gefehlt, weshalb diese "unzulässig" gewesen sei. Für die anderen 
Durchsuchungen hält die OStA fest: "Problematisch war nur die Art und Weise der Durchführung. Es wäre nicht 
nötig gewesen, sich unter Einsatz der Ramme Zutritt in die Wohnungen zu verschaffen", bemerkte Pleischl. 

Sympathisanten beklagen Haftbedingungen  

Die ursprünglich in Wiener Neustadt einsitzenden Aktivisten sind mittlerweile auf die Justizanstalten Wien, Wiener 
Neustadt und Eisenstadt aufgeteilt worden. Begründung: Verdunkelungsgefahr. 



Der Chef des "Vereins gegen Tierfabriken" gilt für die Staatsanwaltschaft Wiener Neustadt als Hauptverdächtiger des 
angeblich kriminellen Netzwerkes. Er soll sich bis zum vergangenen Wochenende im Hungerstreik befunden haben 
und gesundheitlich angeschlagen sein. Sympathisanten beklagen die Haftbedingungen für den 43-Jährigen im Wiener 
Landesgerichtlichen Gefangenenhaus: Dieser sei als Nichtraucher in eine Raucher-Zelle gesteckt worden, er erhalte 
außerdem keine Toilette-Artikel, bei denen sichergestellt sei, dass diese unter Verzicht auf Tierversuche produziert 
werden. 

Dem "Verein gegen Tierfabriken" ist nach eigenen Angaben das Arbeiten fast unmöglich geworden, obwohl sich 
gegen die Organisation selbst kein konkreter Verdacht richte. Die Polizei habe die gesamte Buchhaltung, Festplatten 
und die Spenden-Datenbank beschlagnahmt und geben diese seit sechs Wochen nicht heraus, berichtete ein Aktivist 
am Mittwoch. 

(APA/Red.) 

http://diepresse.com/home/panorama/oesterreich/395453/index.do?_vl_backlink=/home/index.do 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 



Skandal oder Justitzalltag: Der Klub der toten Tierschützer 

14.07.2008 | 08:18 |  MANFRED SEEH (Die Presse) 

Zehn Tierschützer sitzen seit Mai in U-Haft. Der Fall sorgt – so oder so betrachtet – für Aufregung. Wird das 
Strafgesetz falsch angewendet? Oder ist alles ganz normal? 

Am 21.Mai 2008 wurden bei einer konzertierten Polizeiaktion zehn österreichische Tierschützer festgenommen und 
in U-Haft überstellt. Seither sitzen die Aktivisten hinter Gittern. Seither sorgt der Fall für Wirbel. Und für Proteste 
gegen das Vorgehen von Polizei und Justiz. Die „Presse“ beantwortet die wichtigsten Fragen zum (politischen) 
Tauziehen um zehn Inhaftierte, denen nun ein Tatbestand angelastet wird, der eigentlich zur Mafia-Bekämpfung 
geschaffen wurde. 

1 Was genau wird den Tierschützern überhaupt vorgeworfen?  

Das Wort „genau“ scheint bei Beantwortung dieser Frage fehl am Platz. Alle zehn Tierschützer stehen unter dem 
Generalverdacht der Mitgliedschaft einer kriminellen Organisation (§278a Strafgesetzbuch). Dies ist aus Sicht der 
Betroffenen besonders bitter, zumal diese Gesetzesstelle gar keine konkrete Vollendung bestimmter Delikte verlangt. 
Unter Strafe steht, wer sich an einer „unternehmensähnlichen Verbindung“ beteiligt, die „auf die wiederkehrende und 
geplante Begehung schwerwiegender strafbarer Handlungen (...) ausgerichtet ist“. Ebenso steht die Beteiligung an 
einer Verbindung unter Strafe, die „erheblichen Einfluss auf Politik oder Wirtschaft anstrebt“. 

Ob das heimliche Filmen einer Schweinefarm, ein Brandanschlag gegen eine Bettfedernfabrik, Buttersäureanschläge 
gegen Textilhäuser, die Pelze verkaufen, oder das Verkleben von Türschlössern in dieses Tatbild passen, muss ein 
Strafgericht, in dem Fall das Landesgericht Wiener Neustadt, entscheiden. Der Tatbestand „Kriminelle Organisation“ 
ist mit Haftstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bedroht. 

2 Warum sind die Tierschützer in U-Haft?  

Als Haftgründe werden Verdunklungs- und Wiederholungsgefahr angenommen. Der Haftrichter geht von 
dringendem Tatverdacht aus. Bei bereits zwei Haftprüfungen wurde wie berichtet dem Antrag der Staatsanwaltschaft 
stattgegeben und auf Fortsetzung der U-Haft entschieden. Bei insgesamt 23 Hausdurchsuchungen wurden laut Polizei 
Stinkbomben, Nachtsichtgeräte, Tarnhauben, Chemikalien etc. gefunden. 

Die Verteidigung der Tierschützer stellt die Haftgründe in Abrede. Es sei derzeit kaum möglich, etwaige Aktionen zu 
setzen, da Computer, USB-Sticks usw. beschlagnahmt wurden. Durch die rüde Vorgangsweise der Polizei – bei 
Razzien wurden die Türen mit Rammböcken aufgebrochen – sei man schwer gehandicapt. Handelt es sich (im 
momentanen Zustand) um einen Klub der toten Tierschützer? Übrigens: Das Eindringen mit Rammböcken wurde 
sogar von der Oberstaatsanwaltschaft Wien als „unzulässig“ bzw. als „subjektive Rechtsverletzung“ beurteilt. 

3 Wer sind die Inhaftierten, wer gilt als Zentralfigur?  

Bei den Verdächtigen handelt es sich um Mitarbeiter verschiedener Vereine bzw. Organisationen, darunter der 
„Verein gegen Tierfabriken“, „Vier Pfoten“, die „Vegane Gesellschaft Österreich“ etc. Prominenteste Figur ist 
zweifellos der Obmann des „Vereins gegen Tierfabriken“, Martin Balluch. Der zweifache Akademiker (Mathematik, 
Philosophie) sitzt in Wien mit Ex-Bawag-Boss Helmut Elsner in der Zelle. Balluch gilt als ausgewiesener Tierschutz-
Experte. 

4 Welche „kriminelle Organisation“ findet sich im Gerichtsakt?  

Die Polizei ordnet die Verdächtigen dem „militanten Tierrechtsspektrum“ zu. Im Gerichtsakt wird vor allem A.L.F., 
die Animal Liberation Front, erwähnt. Credo dieser weltweit agierenden Organisation 
(www.animalliberationfront.com): Sie setzt laut Eigendefinition „Direct Action“ gegen Missbrauch von Tieren. Den 



„Ausbeutern“ von Tieren soll finanzieller Schaden zugefügt werden. Ausdrücklich ist von „Zerstörung von 
Eigentum“ die Rede. 

5 Wie geht's nun für die zehn Verdächtigen weiter?  

Zur Frage der Fortsetzung der U-Haft steht eine Entscheidung des Oberlandesgerichts Wien aus. Neun von zehn 
Inhaftierten haben Beschwerden gegen die U-Haft eingebracht. Werden diese abgewiesen, muss die U-Haft nun de 
lege alle zwei Monate überprüft werden. Erste Haftprüfungen haben bereits stattgefunden. Indessen wird eine 
Anklage ausgearbeitet. Ein Strafprozess folgt. 

„MILITANT AKTIV“ 

� Die Strafverfolgungsbehörden sehen die zehn Inhaftierten als „militante Tierrechtsaktivisten“. Die Verdächtigen 
bestreiten diesen Vorwurf. Indessen weist etwa die Oberstaatsanwaltschaft Wien (allerdings ohne die Verdächtigen 
klar namentlich zuzuordnen) auf Anschlagsserien gegen die Firma „Kleider Bauer“ und Filialen der Firma 
„Peek&Cloppenburg“ (P&C) hin. „Der erstrebte Einfluss mittels ökonomischer Sabotage war letztlich so erheblich, 
dass die Firma P&C (...) aus dem Pelzhandel ausstieg.“ 

("Die Presse", Print-Ausgabe, 14.07.2008) 

http://diepresse.com/home/panorama/oesterreich/398260/index.do?_vl_backlink=/home/index.do 
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Österreich 

Übertriebener Kampf gegen Tierschützer  
Menschenrechtler in Österreich sind skeptisch: Sie vermuten, dass die Gesetze zur Terrorabwehr dazu 
missbraucht werden könnten, Kritiker zu kriminalisi eren - aus gutem Grund.  
Von Michael Frank  
 

Nach Ansicht von Menschenrechtsexperten könnte in Österreich der Kampf gegen den 
Terrorismus dazu missbraucht werden, kritische Organisationen zu kriminalisieren.  

Anlass der Kritik ist die Tatsache, dass zehn als militant eingeschätzte Tierschützer 
inzwischen fast zwei Monate in Untersuchungshaft sitzen und die Haftbefehle soeben um 
weitere acht Wochen verlängert wurden. Im Morgengrauen eines Maitages hatten in 
Wien und Umgebung maskierte Soldaten der österreichischen Anti-Terror-Sondereinheit 
Wega 23 Wohnungen besetzt und die Tierschützer mit groben Methoden festgenommen.  

Begründet wurde die Aktion von der Staatsanwaltschaft mit dem Paragraphen 278a des 
österreichischen Strafgesetzbuches. Der bedroht jeden, der eine "kriminelle Vereinigung" 
bildet und ist gemünzt auf Terroristen, Drogendealer, Schlepper, Menschenhändler und 
Kinderschänder.  

Er ist aber so vage gefasst, dass ohne weiteres Nichtregierungsorganisationen, die sich 
bei ihren Protesten im Graubereich zwischen berechtigtem Protest und strafbarer 

Handlung bewegen, als kriminelle Vereinigung eingestuft werden können.  

Der Beschuldigungskatalog im konkreten Fall bewegt sich von Sachbeschädigung über schwere Nötigung, 
Brandstiftung, Hausfriedensbruch bis zur Bildung einer solchen "kriminellen Vereinigung". Brandstiftung ist bisher 
nicht belegt. Stinkbomben-Attentate auf Textilgeschäfte, der Einstieg in Tierfabriken, um quälerische Zustände im 
Bilde zu dokumentieren, sind die Hauptvergehen.  

Der Tierschutzsprecher der SPÖ, Dietmar Keck, wirft der Staatsanwaltschaft vor, dies als "organisiertes Verbrechen" 
in "mafiösen Zusammenschlüssen" zu interpretieren. Während Tierquäler unbestraft herumliefen, säßen die 
Protestierer, deretwegen es ein akzeptables Tierschutzgesetz gebe, im Gefängnis.  

Auch die Oberstaatsanwaltschaft Wien scheint nicht glücklich mit der Sache zu sein. Neutrale Rechtsexperten 
befürchten, dass der schwammig formulierte Paragraph sogar die bloße Mitgliedschaft in einer engagierten 
Organisation zum Verbrechen machen könnte. Der Umgang mit den Tierschützern scheint dies zu bestätigen. 
Österreichs Justizministerin hat sich bislang nicht geäußert. 

 

 
Tierschützer, die 
gequälten Kreaturen 
helfen wollen, sind in 
Österreich ins Visier der 
Ermittler geraten.  
Foto: ddp  

 

  

(SZ vom 12.07.2008/bica) 

http://www.sueddeutsche.de/ausland/artikel/47/185464/ 

 

 



Grüne wollen Ermittler anzeigen 
14.07.2008 | 12:38 |   (DiePresse.com) 

Für den Grünen Sicherheitssprecher Peter Pilz sind bei den Ermittlungen gegen die zehn mittlerweile 
verhafteten Tierschutz-Aktivisten illegale Maßnahmen zum Einsatz gekommen.  

Im Fall der inhaftierten Tierschützer bereitet der Sicherheitssprecher der Grünen, Peter Pilz, 
Sachverhaltsdarstellungen wegen des Verdachts der Freiheitsberaubung oder des Amtsmissbrauchs gegen die 
ermittelnden Organe vor. Das erklärte der Politiker in einer Pressekonferenz am Montag in Wien. Eine Reihe illegaler 
Überwachungsmaßnahmen hätte auch entlastende Hinweise für die zehn in Untersuchungshaft sitzenden Tierschützer 
zutage befördert - diese seien unterschlagen worden.  
 
"Als die 'Soko Pelztier 74' gegründet wurde, hatten sie praktisch nichts in der Hand", sagte Pilz. Dann hätten immer 
wieder wechselnde Richtersenate ohne konkreten Tatverdacht Telefonüberwachungen, Rufdatenerfassungen, 
Standortbestimmungen und Abfragen von IP-Adressen genehmigt. Erst zur Begründung der Videoüberwachung sei 
Anfang 2008 trotz fehlender Voraussetzungen des Tatbilds des Paragrafen 278a StGB (Teilnahme an einer 
kriminellen Organisation) das Bestehen einer kriminellen Organisation behauptet worden.  

Maßnahmen "ohne konkreten Tatverdacht" 

 
"Ohne einen konkreten Tatverdacht zu begründen, hat es 74 Überwachungsmaßnahmen und 23 Hausdurchsuchungen 
(zwischen Dezember 2006 und Februar 2008, Anm.) gegeben", so Pilz. Der große Teil sei ohne ausreichende 
gesetzliche Voraussetzungen erfolgt und somit illegal.  
 
Die aus den Überwachungsmaßnahmen resultierenden entlastenden Hinweise - z. B. hätten IP-Adressenabfragen 
ergeben, dass Drohbotschaften zu Buttersäure-Anschlägen in Graz aus den Niederlanden und Deutschland gekommen 
seien - seien bei der Begründung der Untersuchungshaftverlängerung unterschlagen worden, so Pilz. So habe man es 
auch "mit gezielter Manipulation", Verzerrung oder Unterschlagung von Beweisen zu tun.  
 
Demnach könne niemand sicher sein, nicht auch von Überwachungsmaßnahmen betroffen zu sein: Kontakte zu 
Tierschutzorganisationen oder NGOs würden offenbar ausreichen, um als "Schwerkrimineller verfolgt zu werden", so 
Pilz. 

Die im Fall der Tierschützer getroffenen Maßnahmen laut Pilz (Anzahl): 

- Rufdatenerfassung und Standortdaten rückwirkend (10) 
- Rufdatenerfassung und Standortdaten laufend (12) 
- Inhaltsüberwachung 12  
- Abfrage IP-Adressen 4  
- Abfrage E-Mail-Postfach 1  
- Abfrage Bankverbindungen 1  
- Videoüberwachung 15  
- Observation 17  
- Peilsender Pkw 2  
- Hausdurchsuchungen 23  
Maßnahmen insgesamt 97 

(APA) 

http://diepresse.com/home/panorama/oesterreich/398379/index.do?direct=398260&_vl_backlink=/home/panorama/in
dex.do&selChannel= 



Repression in Österreich 

Tierschützer unter Terrorverdacht 
In Österreich sitzen zehn Tierschützer in Haft. Der Staatsanwalt ermittelt gegen sie als Mitglieder einer 
Terrorvereinigung. Ein konkreter Tatverdacht fehlt. VON RALF LEONHARD 

10 österreichische Tierschützer wollten Hühner aus ihrer Käfighaltung rausholen. Jetzt sitzen sie selber hinter 
Gittern.    Foto: dpa 

Handys, Gummihandschuhe und Einwegspritzen: Das sind die gefährlichen Gegenstände, mit denen die 
Staatsanwaltschaft in Österreich die Verlängerung der Untersuchungshaft gegen eine Gruppe von Tierrechtsaktivisten 
rechtfertigt. Vergangene Woche wurde die Haft von zehn Verdächtigen verlängert.  

Am 21. Mai waren Agenten der Sonderkommission "Pelztier" frühmorgens in 23 Haushalte in Wien, 
Niederösterreich und der Steiermark gewaltsam eingedrungen. Die schlaftrunkenen Bewohner wurden in einer Art 
und Weise festgenommen, als wären sie Verschwörer, die einen Nuklearschlag planten. Gegen sie wird nach dem 
Strafrechtsparagrafen 278a ermittelt, der zur Verfolgung terroristischer Vereinigungen geschaffen wurde 

Terroristische Vereinigung ist laut Gesetz eine Organisation von mindestens zehn Personen, die auf das Begehen 
strafbarer Taten gerichtet ist. Die neun Männer und eine Frau, auf die dieser Paragraf jetzt angewandt wird, gehören 
allerdings verschiedenen, teils rivalisierenden Organisationen an. Gegen keinen liegt ein konkreter Tatverdacht vor, 
seit die Staatsanwaltschaft Ende Juni einräumte, dass sich die Verdachtsmomente in den beiden zentralen Punkten 
nicht erhärtet hätten: Brandstiftung in einer Jagdhütte und ein Buttersäureattentat auf eine Textilfiliale in Graz. Übrig 
bleiben Vorwürfe wie Aufhängen eines Anti-Pelz-Plakats auf der Westautobahn und zweimaliges "Verteilen von 
Papierschnipseln in Geschäftsräumen pelzführender Geschäfte". Ein mageres Ergebnis, gingen den Festnahmen doch 
eine zweijährige Observierung samt massivem Lauschangriff, Abhören von Telefonen, Bespitzelung und der Einsatz 
von V-Männern voraus.  

Die geringe Auskunftsfreudigkeit der Behörden steht in schroffem Gegensatz zur Brutalität des Vorgehens. "Am 
Mittwoch in der Früh schlugen schwarz maskierte Männer meine Wohnungstür ein, einer hielt mir im Bett die Pistole 
an den Kopf und zwang mich, nackt aufzustehen", schrieb Martin Balluch, der Vorsitzende des Vereins gegen 
Tierfabriken (VGT) aus der Haft. Der VGT ist eine international vernetzte Lobbyorganisation, die aktionistisch gegen 
Tierversuche, Pelzindustrie und Massentierhaltung auftritt. In Österreich hat er erreicht, dass die großen Textilketten 
keine Pelzmäntel mehr führen. Auch für ein Verbot von Legebatterien setzt er sich ein.  

Balluchs Computer und alle möglichen Gegenstände und Unterlagen wurden beschlagnahmt. Der Nichtraucher 
Balluch wurde mit starken Rauchern zusammengesperrt und auch sonst systematisch schikaniert. Mit einem 
Hungerstreik protestierte er gegen die Behandlung und seine Festnahme.  

In anderen Fällen werden Verdächtige nach Wegfall der zentralen Anklagepunkte sofort auf freien Fuß gesetzt. Nicht 
so im Fall der Tierschützer. 278a ist ein Gummiparagraf, der, so der grüne Abgeordnete Peter Pilz, genauso gut auf 
Greenpeace oder andere Umwelt- oder Menschenrechtsorganisation angewandt werden könnte. Er verfolgt die 
"wiederkehrende und geplante Begehung schwerwiegender strafbarer Handlungen".  

Pilz hat die allem Anschein nach illegalen Überwachungsmaßnahmen und die Widersprüche in der Argumentation 
der Staatsanwaltschaft dokumentiert und veröffentlicht. Weder der Ende Juni abgelöste Innenminister Günther Platter 
noch seine Nachfolgerin Maria Fekter, beide ÖVP, haben sich zu dem Fall äußern wollen. Beim VGT mutmaßt man, 
dass die Aktion von der Textilkette Kleiderbauer "bestellt" wurde. Den Eigentümern wird ein enges Verhältnis zu 
Platter nachgesagt. 

http://www.taz.de/1/politik/europa/artikel/1/tierschuetzer-unter-terrorverdacht/   
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Grüne: U-Haft-Verlängerung ist "Beugehaft" 
 
Weinzinger: Die Sonderkommission "Pelztier" habe nach zwei Jahren ständiger Überwachung Ermittlungen keine 
Straftaten nachweisen können 
 
Wien - Heute Mittwoch wird die Beurteilung des Wiener Oberlandesgerichts (OLG) hinsichtlich der 
Haftbeschwerden erwartet. Die zehn Tierschützer befinden sich seit Mai in U-Haft. 
 
Die Aufrechterhaltung der U-Haft, die durch Verdunkelungs- und Tatbegehungsgefahr begründet wird, sei "nicht 
mehr zu rechtfertigen", so Brigid Weinzinger, Grüne Menschenrechts- und Tierschutzsprecherin. Mit der Anwendung 
des Paragrafen 278a StGB (Teilnahme an einer kriminellen Organisation) auf die Aktivisten sei der Staat dabei, einen 
"Kapitalfehler" zu begehen, erklärte die Politikerin: "Die U-Haft dürfe nicht als "Beugehaft" missbraucht werden." 
 
Zwei Jahre ständige Überwachung 
 
Die Sonderkommission (Soko) "Pelztier" habe nach zwei Jahren ständiger Überwachung und Ermittlungen keine 
Straftaten nachweisen können. Bei der Polizeiaktion und den Hausdurchsuchungen seien sämtliche Datenträger 
beschlagnahmt worden. "Was gibt es da noch zu verdunkeln?", fragte die Nationalratsabgeordnete. Auch die 
Tatbegehungsgefahr könne nicht begründet werden, da den Beschuldigten bisher nicht mitgeteilt werden konnte, 
welche konkreten Straftaten ihnen vorgeworden werden. 
 
Schaden 
 
Für den Anwalt mehrere Inhaftierter, Michael Hermann Dohr, ist der Fall ob der Anwendung des Paragrafen 278a auf 
Tierschützer "einzigartig". Der Tatbestand der "unternehmensähnlichen Organisation" sei nicht gegeben. Auch hätten 
die Tierschützer keinen "erheblichen Einfluss auf Politik und Wirtschaft" ausgeübt. "Nach meiner Rechnung beträgt 
der Schaden 14.000 Euro", so Brigid Weinzinger. Die Ermittler hatten den durch angebliche Anschläge vornehmlich 
auf Textil-Handelsketten entstandenen Schaden hingegen mit mehr als 600.000 Euro beziffert. 
 
Beugehaft 
 
Die "Rechtshilfe" sowie die Nationalratsabgeordnete orteten in der U-Haft eine "Beugehaft". Einige Aktivisten 
machten von ihrem Recht auf Aussageverweigerung Gebrauch und seien deswegen als besonders unkooperativ 
dargestellt worden, führte "Rechtshilfe"-Sprecher Rainer Sommer aus. Außerdem habe die Staatsanwaltschaft Wiener 
Neustadt einigen Verdächtigen ihre Enthaftung angeboten, wenn sie die Passwörter für verschlüsselte Computer 
bekanntgeben. Ein weiteres Indiz sei, dass die Staatsanwaltschaft die Weigerung von Aktivisten, sich von ihrer 
politischen Arbeit zu distanzieren, als Tatbegehungsgefahr gewertet habe. Anwalt Dohr hingegen sagte: "Ich würde 
die Verlängerung der U-Haft nicht als Beugehaft bezeichnen." 
 
 
Initiativantrag zur Änderung des Paragrafen 278a 
 
"Engagierte Vereinsarbeit darf nicht kriminalisiert werden", forderte Brigid Weinzinger. Die Verlängerung der U-
Haft sei "skandalös und unverhältnismäßig". Die Politikerin kündigte außerdem an, dass die Grünen "im neuen 
Parlament wieder einen Initiativantrag" zur Änderung des Paragrafen 278a einbringen werden. Die Partei hatte 
bereits dieses Monat - ohne Zustimmung der anderen Fraktionen - einen Dringlichen Entschließungsantrag für die 
Reform des 278a eingebracht. (APA)   vom 16.07.2008 
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Die Artenvielfalt der Aktivisten 
�� Gekämpft wird auf unterschiedliche Weise 

 
  

Spendensammeln, Demonstrationen und Sabotageakte – Aktivisten kämpfen auf unterschiedliche Weise für 
Tierrechte. Zehn von ihnen sitzen seit zwei Monaten in U-Haft. 

Es klatscht, wenn der Knüppel den blutüberströmten Körper trifft. Jedem Hieb folgt ein Schrei; ein Brüllen zuerst, 
später nur mehr ein Wimmern. Daneben skandieren Tierrechtsaktivisten „Stopp Killing“. Es ist eine Demonstration 
gegen Robbenjagd. Der Wiener Aktivist im Planschbecken voller Kunstblut stöhnt, während sein Kollege im 
schwarzen Fischerdress ein Messer zückt.  
Nicht immer geht es Tierschützern um das Wohl von Waldi und Hansi. Nicht immer sind Tierschutzaktionen schön 
anzusehen. Und nicht immer wahren alle Tierschützer die Grenzen des Gesetzes. Auch in Österreich nicht.  
So simpel wie früher, als es vor allem darum ging, herrenlose Hunde zu versorgen, ist Tierschutz schon lange nicht 
mehr. Die Szene ist gewachsen und heillos zersplittert: Angepasste Tierschützer und militante Aktivisten, Tierheime 
und Veganer-Vereinigungen, Anti-Pelz-Offensiven, Stiftungen wie die Vier Pfoten und unzählige Kleinstvereine 
preisen heute ihre unterschiedlichen Vorstellungen von Tierschutz an. Nicht zur Freude aller Österreicher. 
 
1846, die Hofkanzlei in Wien hatte erstmals „jede in der Öffentlichkeit begangene, Ärgernis erregende Tierquälerei“ 
verboten, formierten sich die ersten Tierschützer: Anfangs kümmerte sich der Wiener Tierschutzverein nur um 
ausgesetzte Tiere, heute versucht er generell, auf Tierleid aufmerksam zu machen. Präsidentin Madeleine Petrovic hat 
darin Erfahrung: „Ich bin schon den Grünen mit meinem Tierschutz auf die Nerven gegangen.“ Der Bevölkerung 
gefällt’s: Mehr als 15 Millionen Euro wanderten 2007 aus den Sparstrümpfen der Österreicher zu den sieben größten 
Tierschutz-NGOs – Sachspenden und Erbschaften nicht eingerechnet. Der Bund gab 800.000 Euro für Vierbeiner 
aus, Projekte werden separat gefördert. 
 
Die Vier Pfoten kampagnisieren gegen alle möglichen Tierrechtsverletzungen – Tanzbären, Zuchtkarnickel und 
Wale stehen auf ihrer Agenda: Österreichs größte Tierschutzorganisation agiert heute weniger aktionistisch als 
früher. Sie sei „zu zahm“ geworden, lästern manche Tierschützer. Lautstarke Demonstrationen vor mit Pelz 
handelnden Textilketten sind das Ding von Aktivistengruppen wie „RespekTiere“ oder der „Basisgruppe Tierrechte“. 
Jene hatte wie auch der Verein gegen Tierfabriken (VGT) zwei Jahre lang jede Woche vor dem Modehaus Peek & 
Cloppenburg in der Wiener Mariahilfer Straße protestiert. „Wir sind damals arg in Bedrängnis geraten“, erinnert sich 
eine Mitarbeiterin. 2007 verschwanden pelzbesetzte Kleidungsstücke aus dem Sortiment. Seither stehen die 
Aktivisten ein paar Meter weiter vor einer Kleider-Bauer-Filiale. Vegane Vereine empfehlen gar, gänzlich auf 
Tierisches zu verzichten, vom Leberkäse bis zum Lederfußball – Menschen hätten kein Recht, über das Leben von 
Tieren zu bestimmen. Als Argumentationshilfe dienen Videos aus Mast- und Schlachtbetrieben oder Menschen- 
Fleischtassen in der Wiener Innenstadt. Die Lust auf Schnitzel ist da schnell passé. 
 



Nicht alle Aktivisten wollen jedoch warten, bis der Appetit vergangen ist. Sie greifen nach englischem Vorbild zur 
Selbstjustiz. Dort hatte in den Siebzigern die „Band of Mercy“ Trompeter in Wälder geschickt, um Treibjagden zu 
sabotieren. Wann immer die Jäger ihren Hunden Signale gaben, tröteten die Aktivisten andere Kommandos. Die 
Hunde waren verwirrt und die Jagd vorbei, noch ehe sie begonnen hatte. Die Tierrechtsbewegung aber kam dadurch 
in Schwung, auch in Österreich. Bald radikalisierte sich die britische Clique; Brandanschläge auf Tierfarmen 
schienen ihr ein probates Mittel. Die Aktivisten wurden festgenommen. Nach ihrer Freilassung drei Jahre später 
gründeten sie die Animal Liberation Front, ALF. Sie wurde ein – wenn auch zweifelhafter – Erfolg: Die ALF ist 
mittlerweile das wohl größte internationale Netzwerk militanter Tierschützer.  
 
Mäßiger Erfolg. In Österreich gehen fast alle Sabotageakte auf das Konto der ALF, vom Umsägen von Hochständen 
über Buttersäureattentate auf Pelzläden bis zu „Befreiungen“ von Masttieren. Der Verfassungsschutz beobachtet seit 
zehn Jahren das illegale Treiben (siehe Grafik). Mit mäßigem Erfolg: Außer der Schadenssumme konnte wenig 
Fassbares festgestellt werden. Im Mai 2008 sollten schließlich Nägel mit Köpfen gemacht werden; zehn Tierschützer 
sitzen seither in U-Haft – sie hätten eine „kriminelle Organisation“ gegründet, lautet der Vorwurf. Konkrete Taten 
konnte ihnen die Polizei bis heute nicht nachweisen, es ist nur von diversen Anschlägen im Zusammenhang mit ALF 
die Rede. In Österreich sei die Tierschutzkriminalität vergleichsweise gering, der Frust auf die Behörden wegen des 
guten Tierschutzgesetzes relativ klein, sagt Szenekenner Harald Balluch, VGT-Chef und einer der Inhaftierten, 
gegenüber profil: „Auf legalem Weg ist hier viel zu erreichen. Es braucht halt etwas länger.“ 
 
1996 hatte eine halbe Million Österreicher das Volksbegehren für ein bundeseinheitliches Tierschutzgesetz 
unterschrieben. Es dauerte neun Jahre, bis es kam. Die ÖVP hatte sich dagegengestemmt: Die Interessen von Jägern, 
Bauern und Unternehmern decken sich nicht unbedingt mit jenen von Tierschützern. Die ebenso tierliebe wie 
einflussreiche „Kronen Zeitung“ vergalt es mit verbalem Dauerbeschuss. Kurz vor der Nationalratswahl 2002 
verkündete Wolfgang Schüssel – natürlich exklusiv im Kleinformat – dann den schwarzen Schwenk: Es werde bis 
zum Frühjahr 2004 ein Tierschutzgesetz geben.  
 
Eineinhalb Jahre später lag ein fauler Kompromiss am Tisch. Tierschützer und „Krone“ bangten um das Wohl des 
„lieben Viehs“, Hans Penz, Direktor des mächtigen niederösterreichischen Bauernbundes, um seinen Berufsstand: 
„Das neue Gesetz kommt einem Berufsverbot für Bauern gleich.“ Richtung ÖVP: „Diese wird es sich nicht leisten 
können, ihre solideste, treueste Teilorganisation im Stich zu lassen.“ 
 
Doch der öffentliche Druck war zu stark, am 1. Jänner 2005 trat das erste bundesweite Tierschutzgesetz in Kraft: 
keine Anbindehaltung von Kühen mehr und das Aus für Legebatterien. Wenige Monate zuvor hatte die Bauernschaft 
noch die Tierschützer belächelt, die das Verbot gefordert hatten. Die Stimmung in der Bevölkerung war da schon 
längst gekippt: Die gemäßigten Organisationen wie WWF und Vier Pfoten hatten jahrelang über das Leid der Hennen 
informiert, etwas aktionistischer Angehauchte führten Medien wie profil nächtens illegal in Hühnerfarmen. Der VGT 
„befreite“ in Salzburg zwanzig Legebatterie-Insassen und brachte das vom engen Käfig federlose Federvieh zum 
Tierarzt. Der Farmbesitzer zeigte VGT-Chef Balluch an. Das Gericht sprach ihn frei: Balluch habe nichts gestohlen, 
sondern eine dauerhafte Sachentwendung im gesellschaftlichen Interesse durchgeführt.  
Die Bauern haben für derartige Besuche naturgemäß wenig Verständnis. Adolf Marksteiner von der 
Landwirtschaftskammer: „Wir leben in einer Demokratie, da gibt es kein Recht auf Einbrüche in Ställe. Die 
Tierschützer sollen demonstrieren.“ 
 
Auch das ist nicht immer gern gesehen. Am Rande der Abschlusskundgebung der ÖVP im Kärntner 
Landtagswahlkampf im März 2004 hatten sich Tierrechtler zu einer (angemeldeten) Demonstration versammelt, um 
lautstark die Tierschutzpolitik der ÖVP zu kritisieren. Einigen Funktionären ging das zu weit. Sie entrissen den 
Aktivisten das Megafon und zerfetzten die Plakate. Einem ÖVP-Landtagsabgeordneten kam die Hand aus – er 
verpasste dem Demonstrationsleiter eine Ohrfeige.  
 
Von Martina Lettner; Mitarbeit: Cornelia Absmanner und Carina Besl 

http://www.profil.at/articles/0829/560/212954/die-artenvielfalt-aktivisten   vom 19.07.200 
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Terror-Paragraf macht Tierschützer mundtot 

Keine konkreten Beweise, aber Justiz hält seit zehn Wochen Tierschutz-Aktivisten in U-Haft 

Von vermummten Sondereinheiten der Polizei wurden zehn Tierschützer am 21. Mai brutal verhaftet. 
Seitdem sitzen sie – ohne konkrete Beweise für eine Straftat – in Untersuchungshaft. 

 
 

 
Martin Balluch vom Verein gegen Tierfabriken mit einem geretteten Schwein. / Foto: VgT 

 
 
 



 
 
Die grüne Tierschutzsprecherin Brigid Weinzinger nennt es einen „Justizskandal“: Seit 21. Mai sitzen zehn 
österreichische Tierschutzaktivisten im Gefängnis. Allerdings, und das ist der Punkt der mittlerweile internationalen 
Empörung, nennt die Justiz bislang keine konkreten personenbezogenen Tatverdachtsmomente. Kritiker sagen, dass 
mit Hilfe des umstrittenen „Terror-Paragrafen“ ein Exempel an der Tierschutzbewegung statuiert werden solle, um 
sie mundtot zu machen. Die Staatsanwaltschaft Wiener Neustadt belastet die Inhaftierten nämlich mit dem 
Generalverdacht, einer „kriminellen Organisation“ anzugehören. Gegen die beteiligten Behördenvertreter wurde 
jetzt Strafanzeige erstattet: wegen des Verdachts der Freiheitsberaubung, des Amtsmissbrauchs und der schweren 
Sachbeschädigung.  

SOKO Pelztier jagte Tierschützer 
 
Verteidiger der zehn Inhaftierten erheben schwere Vorwürfe gegen die Behörden 
 
Zwei Jahre lang bespitzelte die „SOKO Pelztier“ die österreichische Tierschützerszene mit steigender 
Intensität. Handys wurden abgehört, Bank- und Internetverbindungen geöffnet, Peilsender eingesetzt, 
Zielpersonen observiert, Kaufhäuser gefilmt. Am Ende kam die WEGA mit gezückten Pistolen. 
 
Zehn Aktivisten der österreichischen Tierschutzszene sitzen seit 71 Tagen in den Justizanstalten Wiener Neustadt 
und Wien-Josefstadt in Untersuchungshaft. Staatsanwalt Wolfgang Handler vom Landesgericht Wiener Neustadt 
wendet auf die neun Männer und eine Frau den umstrittenen Mafia-Paragrafen des österreichischen Strafrechts an 
(siehe Kasten). Rund 30 Delikte und Sabotageakte mit einer Schadenshöhe von einer Million Euro seien unter dem 
Deckmantel des Tierschutzes begangen worden, lautet der Vorwurf: darunter Buttersäureanschläge auf Textilketten, 
die Pelze verkaufen, Brandstiftung, Sachbeschädigung und Nötigung. 
Genaue Sachbeweise und Details hält der Ankäger bisher jedoch zurück. Es seien nicht öffentliche Ermittlungen im 
Gange, die man nicht bekannt geben dürfe, erklärt der Sprecher der Staatsanwaltschaft, Erich Habitzl, dem SF. 



„Kein Sachbeweis“ 
 
Anwalt Michael Dohr, der zwei Inhaftierte vertritt, kritisiert indessen, dass die Untersuchungshaft völlig 
unangemessen sei: „Es gibt klare Bestimmungen, wann jemand in U-Haft zu nehmen ist. Diese zehn jungen Leute 
hat man eingesperrt, ohne einen Sachbeweis zu haben, dass die bei diesen Straftaten auch dabei waren“, meint 
Dohr. Die Justiz habe „die aktivsten Tierschützer verhaftet“ und ordne „denen jetzt etwas zu“, meint Christine 
Braun vom „Verein gegen Tierfabriken“ (VgT). Die kriminelle Tierschutzszene, die es tatsächlich gebe, „hat mit 
uns nichts zu tun“, verwehrt sich die Marketingleiterin. So ist in den Protokollen der Polizei auch stets nur von 
„unbekannten, militanten Tierschützern (ALF)“ die Rede (Anzeige des Landeskriminalamtes Wien vom 14. 
November 2007).  

„Reine Erfindung“  
 
Der grüne Nationalratsabgeordnete Peter Pilz spricht von „Machtmissbrauch und Rechtsverletzungen“ durch Polizei 
und Staatsanwaltschaft und hat jetzt Strafanzeige erstattet. Pilz: „Die kriminelle Organisation ist eine reine 
Erfindung des Staatsanwaltes. Eine typische Erscheinung der Staatsanwaltschaft, dass gegen die politische 
Großkriminalität nichts getan wird und dass man kleine Tierschützer wie Schwerverbrecher verfolgt“, so Pilz. Über 
Schuld und Unschuld wolle er nicht spekulieren. „Ich kann nicht beurteilen, ob die kleinere Delikte und 
Sachbeschädigungen begangen haben. Und wenn, dann werden solche Dutzend- und Bagatelldelikte auf freiem Fuß 
behandelt“, meint Pilz zum SF.  

Konsumenten gefilmt 
 
Zwei Jahre lang hat die „SOKO Pelztier“ einen immer größer werdenden Personenkreis in Österreich bespitzelt. 
Pilz zählt in seiner Sachverhaltsdarstellung 97 ermittlungstechnische Maßnahmen auf: vom Abhören von Handys 
über das Auskundschaften des Standorts mittels Handy, bis hin zur Abfrage von Internet- und Bankdaten. Darüber 
hinaus wurden die „Zielpersonen“ observiert und mit Peilsendern geortet, am Ende hat man sogar die Eingänge von 
Kleider Bauer-Filialen mit Videokameras gefilmt. 
Diese massive Fahndungstätigkeit mündete am 21. Mai in die Stürmung von 23 Wohnungen und Büros durch 
vermummte Alarmeinheiten der Polizei. Dass die Beamten dabei auch Türen mit Rammböcken aufbrachen anstatt 
anzuläuten oder zu klopfen, wertete die Oberstaatsanwaltschaft mittlerweile als rechtswidrig. 
Martin Balluch, Obmann des „Vereins gegen Tierfabriken“ (VgT), gilt der Justiz als „Kopf“ der inkriminierten 
Vereinigung. Die übrigen Inhaftierten gehören den „Vier Pfoten“, der „Basisgruppe Tierrechte“ (BAT) und der 
„Veganen Gesellschaft Österreich“ an. Der 44-jährige Akademiker Balluch (Mathematik, Philosophie) sitzt mit 
Helmut Elsner in einer Krankenzelle, ist in den Hungerstreik getreten und schreibt wie auch die anderen Inhaftierten 
Briefe aus der Haft (www.vgt.at). 

An die Wand gestellt 
 
Balluch, der 25 Kilo abgenommen hat, körperlich sehr geschwächt ist und Infusionen erhält, spricht von einem 
„Albtraum“, in den er geraten sei. Ausführlich schildert er, wie es ist, wenn die Staatsmaschinerie mit voller Wucht 
zuschlägt.  
„Am Mittwoch in der Früh (dem 21. Mai, Anm.), noch im Dunkeln, schlug eine Gruppe schwarz maskierter Männer 
meine Wohnungstür ein, hielt mir im Bett die Pistole an den Kopf und zwang mich nackt aufzustehen. Mein Bruder 
im Nebenzimmer (Harald Balluch, der Geschäftsführer des VgT, der nicht verhaftet wurde) wurde mit erhobenen 
Händen an die Wand gestellt und bekam die Pistole ins Genick, während seine 7-jährige Tochter zuschauen 
musste“, so Balluch. Anschließend habe die Polizei seine Wohnung sechs Stunden durchwühlt und alles auf den 
Kopf gestellt. Im Akt, den die Verteidiger nur zögerlich ausgehändigt bekommen, finde sich auf 1500 Seiten 
dreimal sein Name, so Balluch: wegen eines Interviews in einer amerikanischen Tierschutzzeitschrift, eines Artikels 
im „Wiener“ und einer Radiosendung in „Radio Orange“. 
Balluchs Lebensgefährtin Elisabeth Sablik kann den 44-Jährigen zweimal wöchentlich für eine halbe Stunde 
besuchen. „Man sitzt hinter einer Glaswand, kann sich nicht berühren und telefoniert miteinander. Eine 
Rechtspraktikantin sitzt daneben und hört alles mit, auch private und intime Dinge werden mitgehört“, so Sablik 
zum SF.  

Halbnackt fotografiert 



 
Auch Sabliks Wohnung war durchsucht worden. Wobei bei ihr geläutet wurde. „Ich habe aufgemacht, man hat mich 
sofort weggedrängt, mir das Handy weggerissen. Dann haben sie die Wohnung fotografiert und durchwühlt. Auf 
meine Frage, was jetzt geschehe, kam die Antwort, sie schauen sich jetzt alles an und dass ich froh sein kann, wenn 
sie mir nicht den Boden herausreißen“, schildert die Tierschützerin. Die Beamten haben von den 
Hausdurchsuchungen umfangreiche Fotodokumentationen angelegt. Dabei seien Tierschützer teilweise „halbnackt“ 
und gegen ihren Willen fotografiert worden, wird in der Szene berichtet. Innenministeriumssprecher Rudolf Gollia 
dazu in der Online-Zeitung „Ökonews“: „Es gibt tatsächlich Fotos, die Amtshandlung ist dokumentiert worden. 
Aber die Leute sind nie wirklich richtig nackt“ – lediglich manchmal sei ein nackter männlicher Oberkörper zu 
sehen. Ein Foto von einer (halb-)entblößten Frau auf dem Boden sei später gelöscht worden, so der Oberst 
(www.oekonews.at). 
Ein Exempel statuieren 
Madeleine Petrovic, die Präsidentin des Wiener Tierschutzvereins und niederösterreichische Landtagsabgeordnete 
der Grünen, findet zu dem harten Vorgehen nur eine Erklärung: „Offenkundig soll ein Exempel statuiert werden 
und die Tierschutzbewegung entmutigt, abgeschreckt und kriminalisiert werden.“ Denn die relativ starke 
österreichische Tierschutzbewegung habe „das beste Tierschutzgesetz der Welt“ (Balluch) erkämpft und so potente 
Gegner wie Legebatterie- und Schweinezuchtbetreibern, Bauern- und Jägerorganisationen samt deren Lobbys in 
Politik und Wirtschaft (während Bio-Eierfabrikant Toni Hubmann („Tonis Freilandeier“) den Inhaftierten hingegen 
eine Solidaritätsbotschaft schickte). 

Justiz arbeitet an Anzeige  
 
Laut Justiz ist mit einer Anklage zu rechnen. Sollte das Beweisverfahren so präzise sein wie bisher, dann ist für 
Überraschungen gesorgt. Am Beispiel der „Brandstiftung“ einer Jagdhütte im Burgenland: Sie wird zwei 
Verhafteten angelastet, die zwei Tage nach dem Brand in dem Gebiet waren, um illegale Fasanerien zu 
dokumentieren. Tatsächlich verursachte jedoch der nicht gegen die Holzwand isolierte Ofen den Brand, nachdem 
eine Jagdgesellschaft kräftig und stundenlang eingeheizt hatte, wie den Versicherungs- und Polizeiprotokollen zu 
entnehmen ist. Manches erscheint nur lächerlich. So firmierte unter den gefundenen „verdächtigen Chemikalien“ 
auch eine Colaflasche mit farbloser Flüssigkeit – dem Wasser für den Hund, eine Spritze mit einem Thrombose-
Mittel sowie ein Kübel Wandfarbe – mit der die Wohnung ausgemalt war, schildert Verteidiger Dohr. 
 
 
 
Kritik und Reformbedarf beim Terrorparagrafen  
 
Das österreichische „Anti-Mafia-Gesetz“ von 2002 entstand unter dem Eindruck der Terroranschläge vom 
September 2001 und zielt auf Terroristen, Schlepperbanden, Kinderpornoringe, die Schutzgeldmafia, 
Drogenbanden oder andere organisierte Verbrechen ab – also auf die Bekämpfung transnational agierender 
Schwerstkrimineller. Allerdings ist die Strafbestimmung so allgemein und vage formuliert, dass nun eine 
Präzisierung und Gesetzesreparatur verlangt werden (§ 278a StGB spricht von „wiederkehrender und geplanter 
Begehung schwerwiegender strafbarer Handlungen“, Bildung einer „unternehmensähnlichen Vereinigung“ von 
mindestens zehn Personen – genauso viele wurden verhaftet –, die „erheblichen Einfluss auf Politik oder 
Wirtschaft anstrebt“). Amnesty International kritisiert, dass gesellschaftliches und ziviles Engagement nicht mit 
einem Terrorparagrafen unterdrückt und geahndet werden dürfe. Einige Strafrechtsexperten würden diese 
Gesetzesstelle ersatzlos streichen (denn es genügt allein die Mitgliedschaft in einer kriminellen Organisation ohne 
begangene Tat). Andere sagen, dass die neuen Formen der Kriminalität natürlich entsprechende gesetzliche 
Antworten bräuchten – allerdings müssten diese dann auch korrekt ausgelegt werden.   

  

Sonja Wenger   
http://www.salzburger-fenster.at/rubrik/lokales/2608/terror-paragraf-macht-tierschuetzer_9738.html 
 
 
 
 



 



 



 



 

 
 
 



 

 



 

 
 



 
 
 
 

 
 Pettneu 01.08.2008 

 
Solidaritätsaktion für verhafteten Tierschützer 
 
Bei einer österreichweiten Razzia gegen radikale Tierschützer wurden im Mai dieses Jahres zehn Personen, darunter 
auch ein Tiroler, verhaftet. Der Kunstraum Pettneu im Oberland organisiert jetzt eine Solidaritätsaktion für den 
Tiroler Künstler. 
 
 Teilnahme an krimineller Organisation 
Unter dem Begriff "Radikalkunst" wendet sich der Tiroler Künstler Chris Moser konsequent gegen die 
Unterdrückung und Ausbeutung von Mensch und Tier.  
 
Am 21. Mai wurde er verhaftet, der Vorwurf gegen ihn und neun weitere Aktivisten lautet Bildung bzw. Teilnahme 
an einer kriminellen Organisation. Hintergrund sind Sabotageakte und Sachbeschädigungen, unter anderem gegen 
Modeketten, die Pelze im Sortiment haben oder hatten. 
An solchen Aktionen sollen die Tierschützer laut den Ermittlern beteiligt gewesen sein. 
 
 "Verhaftung völlig überzogen"  
Aus Protest gegen die Verhaftung veranstaltet der "Kunstraum Pettneu" am Freitagabend eine Solidaritätsaktion für 
Chris Moser. "Diese Verhaftung war unserer Meinung nach völlig überzogen und ist gesetzlich nicht 
nachvollziehbar", so Oswald Perktold vom Kunstraum. 
 
Mit dem Erlös aus Kunstwerken, die von mehr als 30 Künstlern zur Verfügung gestellt werden, soll die Familie 
finanziell unterstützt werden. Unterdessen bleibt die Untersuchungshaft gegen Chris Moser und die anderen 
Tierschützer aufrecht. Im September ist der nächste Haftprüfungstermin vor dem Richter. Verhaftungen nach Razzia 
bei Tierschützern 
 
 
Bei einer Razzia gegen radikale Tierschützer ist eine Person in Tirol verhaftet worden. Insgesamt soll es zehn 
Festnahmen geben. Die Tierschützer werden verdächtigt, in den letzten Jahren enorme Schäden verursacht zu haben - 
etwa bei der Modekette "Kleider Bauer".  
 

 tirol.ORF.at; 21.5.08 
 
http://tirol.orf.at/stories/297238/ 
 
 
 



                      
 
 
 



   
 



 Ein Tierschutz-Aktivist enthaftet 
13. August 2008 | 15:28 | | apa  
 
Im Fall der österreichweit erfolgten Festnahmen von insgesamt zehn Tierschützern ist am Mittwoch ein Aktivist 
enthaftet worden. Dies sei das Ergebnis von zwei Haftprüfungsverhandlungen am Landesgericht Wiener Neustadt. 
Gegen einen weiteren Beschuldigten wurde die Untersuchungshaft verlängert, so Erich Habitzl, Sprecher der 
Staatsanwaltschaft Wiener Neustadt, zur APA.  
 

„Mangels Haftgründen“ sei ein Tierschützer aus der Untersuchungshaft entlassen worden, so Habitzl. Die 
Staatsanwaltschaft legte dagegen Berufung ein. Jener Aktivist, über den die Untersuchungshaft verlängert worden 
war, meldete Einspruch an. Hinsichtlich der weiteren Fristen erläuterte Habitzl, dass gegen sieben Beschuldigte je 
eine neuerliche Haftprüfungsverhandlung bis 4. Oktober stattzufinden habe, bei zwei weiteren Person bis 13. 
Oktober. 

Unter Federführung der Staatsanwaltschaft Wiener Neustadt waren nach langwierigen Ermittlungen der 
Sonderkommission zehn Tierschützer Ende Mai in Haft genommen worden. Von 2000 bis April 2008 sollen sie 
Anschläge durchgeführt haben, die sich vornehmlich gegen Textil-Handelsketten richteten. Der von den Ermittlern 
bezifferte Schaden: Mehr als 600.000 Euro. 

© SN/SW 

http://www.salzburg.com/nwas/index.php?article=DText/usvx2~plbha~2c_nc1d71d~&img=&text=&mode=&section
=suche&channel=service&sort= 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Ein Tierschutz-Aktivist enthaftet 
13.08.2008 | 15:29 |   (APA) 

Im Fall der österreichweit erfolgten Festnahmen von insgesamt zehn Tierschützern ist am Mittwoch ein Aktivist 
enthaftet worden. Dies sei das Ergebnis von zwei Haftprüfungsverhandlungen am Landesgericht Wiener Neustadt. 
Gegen einen weiteren Beschuldigten wurde die Untersuchungshaft verlängert, so Erich Habitzl, Sprecher der 
Staatsanwaltschaft Wiener Neustadt, zur APA. 

  
"Mangels Haftgründen" sei ein Tierschützer aus der Untersuchungshaft entlassen worden, so Habitzl. Die 
Staatsanwaltschaft legte dagegen Berufung ein. Jener Aktivist, über den die Untersuchungshaft verlängert worden 
war, meldete Einspruch an. Hinsichtlich der weiteren Fristen erläuterte Habitzl, dass gegen sieben Beschuldigte je 
eine neuerliche Haftprüfungsverhandlung bis 4. Oktober stattzufinden habe, bei zwei weiteren Person bis 13. 
Oktober. 

Unter Federführung der Staatsanwaltschaft Wiener Neustadt waren nach langwierigen Ermittlungen der 
Sonderkommission zehn Tierschützer Ende Mai in Haft genommen worden. Von 2000 bis April 2008 sollen sie 
Anschläge durchgeführt haben, die sich vornehmlich gegen Textil-Handelsketten richteten. Der von den Ermittlern 
bezifferte Schaden: Mehr als 600.000 Euro. 

(APA) 

 

http://diepresse.com/home/panorama/oesterreich/405898/index.do?from=suche.intern.portal 
 
 
 
 
 
 
 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Ein Tierschützer aus U-Haft entlassen 

Da waren’s nur noch neun - Anwalt: Die brauchen mehr als zwei Monate, 
um herauszufinden, dass jemand zu Unrecht im Häf'n sitzt 

Von jenen zehn Tierrechtsaktivisten, die seit Ende Mai in U-Haft sitzen und mit ihren Beschwerden zweimal beim 
Oberlandesgericht abgeblitzt sind, ist am Mittwoch einer freigekommen - Von Gudrun Springer 

*** 

Wien - Nach mehr als zweieinhalb Monaten in Untersuchungshaft wurde am Mittwoch einer der zehn inhaftierten 
Tierrechtsaktivisten auf freien Fuß gesetzt. Die Staatsanwaltschaft Wiener Neustadt hat dagegen Beschwerde 
eingelegt, die das Oberlandesgericht (OLG) Wienprüfen wird. Eine zweite Verhandlung endete am Mittwoch mit der 
Verlängerung der U-Haft um weitere zwei Monate.Das OLG hatte bereits zweimal neun Haftbeschwerden abgelehnt 
und erst vor wenigen Tagen die U-Haft der Beschuldigten bis Anfang Oktober verlängert.  

Diesmal soll der Haftrichter, laut Rechtsanwalt Stefan Traxler, keine "Tatbegehungsgefahr" und keinen "dringenden 
Tatverdacht" gesehen haben. Traxler, der mehrere Tierschützer in der Causa vertritt, fühlte sich angesichts der 
Freilassung in Feierlaune: "Das war nicht zu erwarten", sagte er dem Standard. Der Beschuldigte habe bei der 
Verhandlung zu den Vorwürfen Stellung genommen und dabei angebliche Beweise entkräften können. "Bei ihm lag 
einzig und allein der Verdacht der Mitgliedschaft in einer kriminellen Organisation vor. Er lebt in Tirol und hat die 
anderen vielleicht einmal im Monat gesehen", erzählt Traxler. Nun sei offensichtlich: "Die brauchen mehr als zwei 
Monate, um herauszufinden, dass jemand zu Unrecht im Häf'n sitzt." 
Einmal mehr gerät somit die Auslegung des umstrittenen Paragrafen 278 (Bildung oder Mitgliedschaft in einer 
kriminellen Organisation) in die Kritik. 

Nicht gerechtfertigte Strafbarkeitslücken 

Der stellvertretende Präsident der Richtervereinigung, Manfred Herrnhofer, wies auf Anfrage des Standard darauf 
hin, dass die Richter bereits 2002 in einer Stellungnahme zum Strafrechtsänderungsgesetz Bedenken wegen der 
Formulierung des Paragrafen geäußert hätten. "Mit (...) der nun vorgeschlagenen Neuformulierung werden 
kriminalpolitisch nicht gerechtfertigte Strafbarkeitslücken eröffnet", hieß es in dem Papier der Richter. Zudem habe 
die „kurze Begutachtungsfrist eine profunde Stellungnahme außerordentlich" erschwert. „Dies ist angesichts des 
Umfanges des Entwurfs, aber auch der gravierenden Neuerungen, die vorgeschlagen werden, von besonderem 
Nachteil", lautete die Stellungnahme der Richter. 

 
Herrnhofer kritisiert auch die Vorwürfe des Grünen-Sicherheitssprechers Peter Pilz in der Causa. Dieser hat, wie 
berichtet, Staatsanwalt, U-Haftrichter und Kripo-Beamte angezeigt, weil er den Vorwurf der kriminellen Organisation 
für konstruiert erachtet. „Das sind Vorwürfe, die Richtern ihre Unabhängigkeit absprechen - das ist auf das Schärfste 
zurückzuweisen", sagt Herrnhofer. (Gudrun Springer/ DER STANDARD Printausgabe 14.8.2008) 

http://derstandard.at/?url=/?id=1218533978446 
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Tierschützer: Oberstaatsanwalt riss Geduldsfaden 
03.09.2008 | 13:16 |   (DiePresse.com) 
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Österreich  
  
Tierschützer-Affäre 
"Amtsmissbrauch" und "Freiheitsberaubung" 
 

 
 

 
 
Der Fall der über 100 Tage inhaftierten Aktivisten des "Vereins gegen Tierfabriken" sorgt weiter für Wirbel - und 
nicht nur wegen der Kandidatur des Obmannes Martin Balluch (Foto) für die Grünen: Am Mittwoch sind die Gründe 
für die überraschende Enthaftung bekannt geworden. Die Wiener Oberstaatsanwaltschaft hatte sie nämlich 
angeordnet, weil ihr schlicht der Geduldsfaden gerissen war. Die ermittelnde Staatsanwaltschaft Wiener Neustadt sei 
nicht in der Lage gewesen, einen Zeitpunkt für das Ende ihrer Untersuchungen anzugeben. Die "Bildung einer 
kriminellen Organisation" konnte die eigens eingerichtete Soko der Polizei offenbar nicht beweisen. Die Grünen 
orten in der Causa "Amtsmissbrauch mit den Ziel der Freiheitsberaubung".   
  
Nachlese: Tierschützer nach über 100 Tagen frei 
 
 

Die zehn Tierschützer waren im Mai in U-Haft genommen worden, nachdem man sie zuvor lange Zeit überwacht 
hatte. Eine eigene Sonderkommission hatte man einberufen. Es gab Hausdurchsuchungen, Online-Durchsuchungen, 
Beschlagnahmung von Vereinsakten - bis im Mai 2008 die Handschellen klickten. Vereinsobmann Martin Balluch 
und neun Mitgliedern wird vorgeworfen, sie hätten versucht, mit teils gewalttätigen und illegalen Protestaktionen 
Bekleidungsfirmen zum Ausstieg aus dem Handel mit Pelzen zu zwingen und somit Einfluss auf die Wirtschaft zu 
nehmen, was unter anderem das Wesen einer kriminellen Organisation ausmache, so die Staatsanwaltschaft Wiener 
Neustadt.  

Weiters wird ihnen neben kleineren Vandalenakten zur Last gelegt, "Buttersäure-Anschläge" auf Geschäfte gemacht 
zu haben; ein Brandanschlag gegen eine Hühnerfarm und einen Schweinezüchter sollen auf das Konto des Vereins 
ebenso gehen wie umgesägte Jäger-Hochstände. Dennoch kam es am Dienstag zur Enthaftung. 

Anklage brachte durch Beschwerde Enthaftung ins Rollen 
Die Oberstaatsanwaltschaft (kurz: OStA) hatte sich dabei pikanterweise ausgerechnet aufgrund einer Haftbeschwerde 
der Wiener Neustädter Anklagebehörde mit den Tierschützern auseinandergesetzt. Bereits am 13. August war ja 
einer der ursprünglich zehn festgenommenen Aktivisten aus der U-Haft entlassen worden, was die Staatsanwaltschaft 
Wiener Neustadt aber nicht akzeptierte. Sie legte dagegen Rechtsmittel ein.  

Der Schuss ging nach hinten los: Die OStA befand, dass die Enthaftung des Mannes in Ordnung war - und prüfte bei 
dieser Gelegenheit auch, ob die Anhaltung der übrigen neun Tierschützer noch zu rechtfertigen ist. Man kam zu dem 
Schluss, dass eine weitere Inhaftierung im Hinblick auf die zu erwartende Strafe (es konnten zu den vorgeworfenen 
Delikten anscheinend keine Beweise vorgelegt werden) unverhältnismäßig wäre. 



Wie OStA-Sprecherin Marie-Luise Nittel nun darlegt, habe man die Tierschützer nicht weiter eingesperrt sehen 
wollen: „Es wäre nicht vertretbar gewesen, sie bis in den Herbst hinein oder gar bis Weihnachten in Haft zu 
behalten.“ Die Wiener Neustädter Behörde soll zwar argumentiert haben, dass eine Freilassung der Verdächtigen, die 
aus taktischen Gründen in verschiedenen Gefängnissen untergebracht waren, die noch notwendigen Vernehmungen 
und damit den Abschluss der Ermittlungen weiter verzögern würde. Der OStA reichte die Begründung nicht. 

Anwalt: Kein Tag U-Haft für vorgeworfene Delikte  
„Die Enthaftungen sind eine schallende Ohrfeige für die Staatsanwaltschaft in Wiener Neustadt“, meinte Michael 
Dohr, einer der Verteidiger der Aktivisten, am Mittwoch. Die Anordnung der OStA, die Beschuldigten auf freien Fuß 
zu setzen, sei aber „eindeutig  zu spät“ gekommen, sagte der Anwalt. „Die Verdunkelungsgefahr ist bereits am 24. 
Juli ex lege weggefallen, weil eine solche nur zwei Monate angenommen werden kann“, erläuterte Dohr. Für die 
Tierrechtler hatten Ende Mai die Handschellen geklickt. Auf Basis des zweiten Haftgrunds Verdunklungsgefahr eine 
mehr als dreimonatige U-Haft zu rechtfertigen, sei im gegenständlichen Fall mit den Menschenrechten nicht in 
Einklang zu bringen: „Die angebliche Tatbegehungsgefahr war schon lange unverhältnismäßig. Das, was den Leuten 
vorgeworfen wird, wird - sollte es zu einer Anklage kommen - von einem Einzelrichter verhandelt.“ Unbescholtene 
Bürger mit einem festen Wohnsitz, die vor einem Einzelrichter landen, hätten üblicherweise keinen einzigen Tag in 
U-Haft verbracht, betonte Dohr.  

Pilz: „Platter ist vor dem Rechtsstaat nicht sicher!“  
In der Causa schießt sich der Grüne Sicherheitssprecher Peter Pilz nun auf die ÖVP und den ehemaligen 
Innenminister, Tirols Landeshauptmann Günther Platter ein. Die ÖVP und das BMI hätten „ein Exempel statuieren“ 
wollen, wetterte er am Mittwoch bei einer Pressekonferenz mit VGT-Obmann Balluch. Pilz attestierte angeordneten 
Machtmissbrauch, bei dem man über Kriminalpolizei und Steuerfahndung den Tierschützern zu Leibe gerückt sei 
und die Ermittler als politisches Instrument missbraucht habe. 

„Ich habe erst einen Teil meiner Unterlagen vorgelegt“, drohte Pilz in Richtung ÖVP (siehe Nachlese in der 
Infobox). Die Grünen würden in Folge die Vorgänge „Stück für Stück und Thema für Thema einzeln aufklären“, 
kündigte er an und stellte „Amtsmissbrauch mit dem Ziel der Freiheitsberaubung“ in den Raum. Die Unterlagen, die 
Pilz aufrollen will, würden für die bei dem Fall tätige polizeiliche Sonderkommission und den damaligen 
Innenminister Folgen haben, so der Grüne Sicherheitssprecher: „Wir sind entschlossen, dafür zu sorgen, dass auch 
der Herr Platter davon erfährt, dass auch er vor einem Rechtsstaat nicht sicher ist.“ Pilz möchte die Vorgänge auch 
im U-Ausschuss zum Innenministerium zum Thema machen. 

Die Tierschützer seien wegen ihrer politischen Erfolge und wegen ihrer Proteste gegen Pelzbekleidung vor 
Textilketten Opfer von Repressalien geworden, mutmaßen Pilz und der erst am Dienstag auf freien Fuß gesetzte 
Obmann des Vereins gegen Tierfabriken, Martin Balluch, der nunmehr gemeinsam mit einer 30-Jährigen Kollegin 
auf Listen der Grünen für die Nationalratswahl kandidiert. Balluch ortet steigenden Druck auf die Tierschützer, seit 
im Jahr 2004 im Tierschutzgesetz das Verbot von Legebatterien festgeschrieben worden war. Daraufhin sei es 
beispielsweise deutlich schwieriger geworden, Demonstrationen genehmigt zu bekommen. Pilz brachte außerdem 
den Besuch von Vertretern einer Textilkette im Innenministerium ins Spiel, bei dem sie erklärt hätten, „wie sie sich 
vorstellen, wie sie die Tierschützer nicht nur vom Gehsteig entfernen“. 

Balluch: Hälfte der Inhaftierten kannten einander gar nicht 
Balluch betonte erneut sein Unschuld und brachte sein Unverständnis für die Ermittlungen und seine Verhaftung zum 
Ausdruck. Von den ursprünglich zehn Leuten, die in U-Haft genommen worden waren, hätte sich die Hälfte 
untereinander nicht gekannt, meinte er. Überhaupt sei die mit Tierschutzaktivitäten einhergehende Kriminalität im 
internationalen Vergleich in Österreich sehr niedrig: „Im Gegensatz dazu wurde beschlossen, dass man den großen 
Schlag führen wird“, kritisierte er. Man habe einen Lauschangriff gegen den VGT geführt, Büros und Handys 
abgehört, sowie einen Peilsender an seinem Auto angebracht. Die Grenze zulässiger Gesetzesübertretungen im 
Tierrechts-Aktionismus liege für ihn dort, wo kriminelle Handlungen anfangen würden, betonte Balluch. 
Verwaltungsstrafen seien noch zulässig, aber „Sachbeschädigung sei ganz deutlich abzulehnen, das geht zu weit“. 

Kürschner und Pelzhandel: „Recht muss Recht bleiben“ 
„Recht muss Recht bleiben und begangene Straftaten müssen bestraft werden.“ Mit diesen Worten reagierte am 
Mittwoch der Pelzhandel gemeinsam mit der Bundesinnung der Kürschner auf die Enthaftung der Tierschützer. Es 
könne nicht sein, dass im Namen des Tierschutzes schwerwiegende und vor allem für die betroffenen Betriebe teure 



Sabotageakte mit Hunderttausenden Euro Sachschaden verübt werden, hieß es. Mögliche Straftaten, die unter dem 
Deckmantel des Tierschutzes begangen wurden, bedürfen daher einer umfassenden und nachhaltigen Aufklärung. 
Denn für Taten, die einen Schadensfall für betroffene Personen zur Folge haben, müssen vom Verursacher die 
Konsequenzen getragen werden. Die Ankündigung des enthafteten Sprechers, er „würde das sofort wieder machen“ 
(siehe Nachlese in der Infobox), ist in den Augen der betroffenen Branchen als Provokation zu werten. „Vandalismus 
darf nicht mit Tierschutz verwechselt werden, denn keinem Tier ist damit gedient, wenn in mut-oder böswilliger 
Absicht Sachschäden oder gar Personenschäden verursacht werden.“ 

http://www.krone.at/krone/S32/object_id__113192/hxcms/index.html 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Schläft die österreichische Zivilgesellschaft? 

Wider die besorgniserregende Passivität der Öffentlichkeit angesichts der 
Kriminalisierung von Tierschützern unter Anwendung des sogenannten 
"Mafia-Paragrafen". - Ein Protestbrief 

Die Unterzeichner dieses Aufrufs protestieren hiermit gegen die Verfolgung von Tierschützern, die durch die 
missbräuchliche Interpretation des Paragrafen 278a über drei Monate inhaftiert wurden. 

Um weiteren Schaden vom Ansehen des österreichischen Justizwesens wie auch vom Ansehen der österreichischen 
Demokratie im ganzen abzuwenden, fordern wir die Abschaffung oder zumindest eine missbrauchssichere 
Novellierung des "Gummiparagraphen" sowie eine lückenlose Aufklärung über die Hintergründe dieses dubiosen 
Ermittlungsverfahrens. Diese Forderung stützt sich auf folgende Argumente: 

Absurdes Verfahren 

1.) Das Vorgehen der Justizbehörden gegen die Tierschützer zeichnete sich durch eine grobe Unverhältnismäßigkeit 
der Maßnahmen aus. Die maßlose Ausdehnung der Untersuchungshaft implizierte nicht nur die latente und manifeste 
Kriminalisierung von Personen, die gegen die Misshandlung von Tieren kämpfen und gelegentlich auf 
unkonventionelle Methoden zurückgreifen, um systematische Formen der Tiermisshandlung aufzudecken; sie kommt 
einer Vorverurteilung per Prozedur gleich. Die österreichische Öffentlichkeit hat ein Recht darauf zu erfahren, wie 
die Nähe der Staatsanwaltschaft zu den Positionen der Vertreter einer gewissen, der Tierquälerei verdächtigen 
Industrie in diesem Land zu rechtfertigen ist. 

2.) Mit großer Sorge beobachten wir die Passivität der Öffentlichkeit und die relative Gleichgültigkeit der 
österreichischen Medien gegenüber diesen Vorgängen, die gleichwohl Beunruhigung auf breiter Front hervorrufen 
müssten. 

Obwohl eine schweigende Mehrheit der Bevölkerung die überzogenen Maßnahmen der Justizbehörden nicht 
gutheißen konnte, nimmt man sie fatalistisch hin wie eine bizarre alpenländische Anekdote unter anderen, ohne so 
recht zu begreifen, dass hier ein Schritt zum Abbau rechtsstaatlicher Verhältnisse geschieht, ja mehr noch ein Schritt 
zur Infragestellung der Demokratie durch eine Justiz mit manifesten lobbyistischen Neigungen. 

3.) Auch Personen, die nicht mit den Zielen des Tierschutzes identifiziert sind, haben Grund, über die aktuellen 
Vorgänge besorgt zu sein. 

Es ist höchste Zeit, die Lähmung der bürgergesellschaftlichen Energien in diesem Land aufzubrechen, es gilt jetzt, ein 
Zeichen zu setzen, dass es für viele Bürger nicht infrage kommt, sich schweigend an behördliche 
Unrechtshandlungen anzupassen. 

Erst recht wollen wir uns nicht an Absurdität gewöhnen. Absurd ist ein Verfahren, das darauf ausgeht, erwiesene 
Tierquäler vor Tierschützern zu schützen. (Peter Sloterdijk, Peter Weibel / DER STANDARD Printausgabe 5.9.2008) 

 

Der Philosoph und Essayist Peter Sloterdijk ("Kritik der zynischen Vernunft") ist dzt. Gastprofessor an der 
Hochschule für angewandte Kunst in Wien; Peter Weibel, Medienkünstler, Ausstellungskurator und 
Kulturtheoretiker, lehrt ebendort visuelle Mediengestaltung. 

 

http://derstandard.at/?url=/?id=1220457402235 

 



 



 



 Artikel bookmarken bei: ? Hilfe 

Die Anatomie eines Polizei-Skandals 
Ermittlungen über Promi-Grüne Petrovic 

NEWS deckt auf. Nach Freilassung von 10 Tierschützern nach 110 Tagen U-Haft droht Polit-Skandal: die geheimen 
Polizei-Ermittlungen über Promi-Grüne Madeleine Petrovic. 

 



 

 
 
 
 



 
 
 

 
 



 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 



 
 
 

 



 
 

 



 
 
 

 
 



 
 
 
 

 



 
http://www.vegan.at/chris/ 
 
 
 
 
 

  

 

Chris Moser (32) ist Bildhauer, Künstler und 3-fach er Familienvater 

Am 13. August wurde ich – völlig überraschend - enthaftet, zwei Wochen bevor die anderen 
Tierrechtsgefangenen wieder in die wohlverdiente, wenn auch relative Freiheit kamen. 

 
Was mich während der Gefangenschaft beschäftigte, wo meine Ängste und Hoffnungen waren, was mich 
verzweifeln ließ, wäre unter  
http://www.vgt.at/actionalert/repression/gedanken/index.php#VierWochen  
sowie unter  
http://www.vgt.at/actionalert/repression/gedanken/index.php#OffenerBrief  
zu erfahren...... 
 
Allgemein sei festgehalten: Es war schlimm für mich. Nicht das Eingesperrtsein an sich, 
mit dem Blick auf die Millionen von nichtmenschlichen Tiere die ebenso gefangengehalten werden, hatte 
ich doch wenigstens die Gewissheit (?), dass meine Gefangenschaft nicht erst mit dem Tod endet. – 
verzweifelt bin ich an der Trennung von meinen drei Kindern und meiner Frau. Nicht zu wissen wie lange 
noch, nahezu vergessen wie lange schon.... keine Berührungen, keine Küsse, nicht einmal private 
Gespräche. Alles überwacht, beschnitten und fremdgesteuert. 
 
Die ersten zwei Monate war ich noch recht guter Dinge – wenn dieser Ausdruck im Wortschatz eines 
Gefangenen überhaupt existieren kann: Die intensive Arbeit in meinem Akt, diese nichtssagende 
Aneinanderreihung von Vermutungen, vagen Verdächtigungen und offensichtlich ideologisch gefärbten 
Mutmaßungen, machten mich sicher, dass diese Tragödie nicht allzu lange dauern kann. 
 
Nach zwei Monaten machte mir dann genau DAS Angst. Es ist offenbar möglich, Leute ohne Beweise so 
lange wegzusperren, woher wissen wir, dass wir - als lästige Tierrechtler_innen - nicht für lange Zeit auf 
dies Art „ruhiggestellt“ werden sollten? Die Gewissheit völliger Machtlosigkeit, extremstes 



Ausgeliefertsein, einem System, welches sich seine Meinung offenbar schon vorher bildete.... das zehrt an 
Geist und Körper, und wird früher oder später zu einem Zusammenbruch führen. Während es einerseits 
meine Familie war, die ich so verzweifelt und krankhaft vermisste, so war es schlussendlich auch sie, die 
mich irgendwie durchhalten ließ. Natürlich gaben mir auch all die Briefe und Karten mit netten Worten und 
Solidaritätsbekundungen aus aller Welt immer wieder Halt und Hoffnung. 
 
„free the austrian 10“ wie beispielsweise eine Solidaritätsaktion in London titelte, 
drückt klar aus, dass es sich bei uns Tierrechtgefangenen um politische Gefangene handelte. 
Nur wird hierbei leider außer acht gelassen, dass das bereits wieder eine Hierarchie unter Gefangenen 
schafft. 
 
Fakt ist vielmehr, dass alle Personen in den Gefängnissen aus politischen Gründen dort sind, jeder Häftling 
ist politischer Gefangene_r. Kein Mensch ist kriminell,  "Kriminelle" werden von „unserem“  
 menschenverachtenden, rein profitorientierten System geschaffen. 
- ein gewalttätiges Umfeld wie der Kapitalismus schafft Gewalttäter_innen,  
- ein räuberisches, kapitalistisches System bereitet den Boden für sog. Eigentumsdelikte...... 
- ein egoistisches, "asoziales" System, kann keine Leute hervorbringen, die positiv mit ihrer Mitwelt 
umgehen...... 
- ein krankes System schafft kranke Menschen....... 
 von den nichtmenschlichen Tieren ganz zu schweigen! 
in diesem Sinne: ARTGERECHT IST NUR DIE FREIHEIT!  - und zwar für alle menschlichen und 
nichtmenschlichen Tiere! – Freiheit für alle Gefangenen! 
- und das wird auch nach wie vor mein Hauptanliegen bleiben, ich will eine Welt mitgestalten, die nicht auf 
Gewalt, Unterdrückung, Ausbeutung, Angst und Mord beruht. Ich will – nicht zuletzt für meine Kinder – 
eine Welt, ein Zusammenleben in welchem es selbstverständlich ist, dass niemand ausgebeutet und 
unterdrückt wird, weder menschliche noch nichtmenschliche Tiere. 
Was ich anstrebe ist ein Zusammenleben ohne Hierarchien, Unterdrückungen und Gewalt. Was die 
Anarchie im menschlichen Zusammenleben ist, ist der Veganismus  im Bezug auf Respekt auch vor 
nichtmenschlichen Tieren. 
 
Ich setze mich also künstlerisch, sozial und politisch für den veganen Anarchismus ein, 
- das ist die einzige Perspektive die wir als Erdbewohner_innen haben  
Ich denke,  jede/r kann und soll in seinem/ihren Bereich tätig werden. – wichtig ist, darauf zu achten, in 
seinem oder ihren handeln nicht selbst zu/r Täter_in zu werden. 
 
Es fängt für jede_n Einzelnen schon beim Einkauf an, praktisch überall sind mittlerweile vegane fair trade 
Produkte zu finden. Wir müssen nur wollen... 
 
Es finden ständig Kundgebungen und Aktionen statt, es ist ein Leichtes, sich da irgendwie einzubringen. 
Leser_innenbriefe schreiben, an Geschäftsleitungen und Politiker_innen schreiben, Ungerechtigkeiten 
aufzeigen und thematisieren, das geht in jedem Bereich. 
Allerdings habe ich nie, und werde ich nie irgendwem vorschreiben wie wir uns gegen Unterdrückungs- 
und Ausbeutungsmechanismen zu wehren haben. 
 
Wesentlich ist, das wir uns der Notwendigkeit einer drastischen Änderung bewusst werden und noch heute 
beginnen, diese umzusetzen!  

 
 
 
 
 


